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Kommunale Angelegenheiten und Soziales

Bekanntmachung
der Zweckvereinbarung
zwischen dem Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz
und der Gemeinde Ebermannsdorf
tiber die kommunale Verkehrsiiberwachung im Gebiet der Gemeinde Ebermannsdorf
vom 13. Mérz 2024
Az. ROP-SG12-1443.1-8-54-24

Die Regierung der Oberpfalz gibt gemaf Art. 13 Abs. 1 Satz 1 KommZG nachstehend die zwischen dem Zweckverband Kommu-
nale Verkehrssicherheit Oberpfalz und der Gemeinde Ebermannsdorf abgeschlossene Zweckvereinbarung vom 21. Februar
2024/26. Februar 2024 tber die kommunale Verkehrsiberwachung im Gebiet der Gemeinde Ebermannsdorf amtlich bekannt.

Diese Zweckvereinbarung wurde mit Schreiben der Regierung der Oberpfalz vom 13. Marz 2024, Az. ROP-SG12-1443.1-8-54-
23, gemal Art. 12 Abs. 2 Satz 1i. V. m. Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KommZG aufsichtlich genehmigt.

Regensburg, 13. Marz 2024
Regierung der Oberpfalz

Walter Jonas
Regierungsprasident

Zweckvereinbarung
liber
die kommunale Verkehrsiiberwachung
im Gebiet der Gemeinde Ebermannsdorf

Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz
vertreten durch den Verbandsvorsitzenden Michael Cerny

und

der Gemeinde Ebermannsdorf
vertreten durch Herrn Erster Burgermeister Erich Meidinger

schliefen gemaR Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes uber die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) folgende
Zweckvereinbarung
§1
Aufgabe

1)  Die Gemeinde Ebermannsdorf (Landkreis Amberg-Sulzbach) ist gemaR § 88 Abs. 3 Zustandigkeitsverordnung (ZustV) ne-
ben den Dienststellen der Bayerischen Landespolizei und neben dem Bayerischen Polizeiverwaltungsamt zustandig fiir die
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 StralRenverkehrsgesetz (StVG), die im ruhenden Verkehr
festgestellt werden, die VerstoRRe gegen die Vorschriften Giber die zulassige Geschwindigkeit von Fahrzeugen betreffen.

2)  Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz fihrt nach § 5a Abs. 1 seiner Verbandssatzung fir seine
Verbandsmitglieder die in Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 3 beschriebenen Aufgaben durch. Nach § 4 Abs. 1 der Verbandssatzung
kann der Zweckverband durch Zweckvereinbarung die in Abs. 1 beschriebenen Aufgaben von weiteren Gemeinden und
Verwaltungsgemeinschaften, die nicht Verbandsmitglieder sind, Gibernehmen.

3) Die Gemeinde Ebermannsdorf tbertragt die im Abs. 1 beschriebene(n) Aufgabe(n) im Ubertragenen Wirkungskreis und die
zur Erfullung dieser Aufgabe(n) notwendigen Befugnisse flir das Gebiet der Gemeinde Ebermannsdorf auf den Zweckver-
band Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz.

4)  Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz fihrt diese Aufgabe nach MaRRgabe der fir die Landespolizei
geltenden Vorschriften durch.

§2
Zusammenarbeit

1)  Die Einsatzorte und Einsatzzeiten werden zwischen der Gemeinde Ebermannsdorf und dem Zweckverband in einvernehm-
licher Absprache festgelegt.
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2) Die Gemeinde Ebermannsdorf verpflichtet sich, bei einer Ubertragung der Aufgabe der Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 24 StVG, die VerstoRRe gegen die Vorschriften Uber die zulassige Geschwindigkeit von Fahrzeu-
gen betreffen, vor der Festlegung einer neuen Messstelle den Zweckverband mit der Durchfiihrung einer mindestens ein-
wochigen Verkehrsdatenerfassung zu beauftragen.

3) Die erforderliche Vereinbarung mit der Landespolizei zur rdumlichen und zeitlichen Abgrenzung der beiderseitigen Tatigkeit
bei der Durchfiihrung der kommunalen Verkehrsiiberwachung trifft der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Ober-
pfalz.

§3
Kostenregelung

Die Kostenregelung erfolgt entsprechend § 26 Absatz 2 der Verbandssatzung in der jeweils geltenden Fassung.

§4
Dauer der Zweckvereinbarung, Kiindigung

1)  Diese Vereinbarung gilt bis zum In-Kraft-Treten der nichsten Satzung zur Anderung der Verbandssatzung des Zweckver-
bands Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz und dem damit verbundenen Beitritt der Gemeinde Ebermannsdorf zum
Zweckverband.

2)  Sie kann unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten gekiindigt werden.
3) Das Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberihrt.
§5
Inkrafttreten
Diese Zweckvereinbarung wird am Tag nach der amtlichen Bekanntmachung wirksam.

Amberg, den 26. Februar 2024 Ebermannsdorf, den 21. Februar 2024
Zweckverband Kommunale Gemeinde Ebermannsdorf
Verkehrssicherheit Oberpfalz

Michael Cerny Erich Meidinger
Verbandsvorsitzender Erster Burgermeister

Bekanntmachung
der Zweckvereinbarung
zwischen dem Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz
und dem Markt Beratzhausen
liber die kommunale Verkehrsiiberwachung im Gebiet des Marktes Beratzhausen
vom 21. Marz 2024
Az. ROP-SG12-1443.1-8-59-5

Die Regierung der Oberpfalz gibt gemaR Art. 13 Abs. 1 Satz 1 KommZG nachstehend die zwischen dem Zweckverband Kommu-
nale Verkehrssicherheit Oberpfalz und dem Markt Beratzhausen abgeschlossene Zweckvereinbarung vom 13. Dezember 2023/
19. Februar 2024 Uber die kommunale Verkehrsiiberwachung im Gebiet des Marktes Beratzhausen amtlich bekannt.

Diese Zweckvereinbarung wurde mit Schreiben der Regierung der Oberpfalz vom 21. Marz 2024, Az. ROP-SG12-1443.1-8-59-4,
gemal Art. 12 Abs. 2 Satz 1i. V. m. Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KommZG aufsichtlich genehmigt.

Regensburg, 21. Marz 2024
Regierung der Oberpfalz

Walter Jonas
Regierungsprasident
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Zweckvereinbarung
tber
die kommunale Verkehrsiiberwachung
im Gebiet des Marktes Beratzhausen

Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz
vertreten durch den Verbandsvorsitzenden Michael Cerny

und

der Markt Beratzhausen
vertreten durch Herrn Blrgermeister Matthias Beer

schlieRen gemaR Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes Uber die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) folgende

Zweckvereinbarung

§1
Aufgabe

Der Markt Beratzhausen (Landkreis Regensburg) ist gemall § 88 Abs. 3 Zustandigkeitsverordnung (ZustV) neben den
Dienststellen der Bayerischen Landespolizei und neben dem Bayerischen Polizeiverwaltungsamt zustandig fur die Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Stralenverkehrsgesetz (StVG), die im ruhenden Verkehr festge-
stellt werden, die VerstolRe gegen die Vorschriften Uber die zuldssige Geschwindigkeit von Fahrzeugen betreffen, die Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten betreffen, welche in unmittelbarem Zusammenhang stehen mit den verkehrsrechtlichen Anord-
nungen der Verkehrszeichen der Anlage 2 der Strallen-Verkehrsordnung (Zeichen: 220 i. V. m. 267, 237, 239, 240, 241,
242.1 und 242.2, 244.1 und 244.2).

Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz fiihrt nach § 5 Abs. 1 seiner Verbandssatzung flr seine Ver-
bandsmitglieder die in Abs. 1 beschriebene(n) Aufgabe(n) durch. Nach § 4 Abs. 1 der Verbandssatzung kann der Zweck-
verband durch Zweckvereinbarung die in Abs. 1 beschriebene(n) Aufgabe(n) von weiteren Gemeinden und Verwaltungsge-
meinschaften, die nicht Verbandsmitglieder sind, ibernehmen.

Der Markt Beratzhausen Ubertragt die im Abs. 1 beschriebene(n) Aufgabe(n) im Ubertragenen Wirkungskreis und die zur
Erfillung dieser Aufgabe(n) notwendigen Befugnisse fiir das Gebiet des Marktes Beratzhausen auf den Zweckverband
Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz.

Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz fihrt diese Aufgabe nach MaRgabe der fiir die Landespolizei
geltenden Vorschriften durch.

§2
Zusammenarbeit

Die Einsatzorte und Einsatzzeiten werden zwischen dem Markt Beratzhausen und dem Zweckverband in einvernehmlicher
Absprache festgelegt.

Der Markt Beratzhausen verpflichtet sich, bei Ubertragung des flieRenden Verkehrs vor der Festlegung einer neuen Mess-
stelle den Zweckverband mit der Durchfiihrung einer mindestens einwdchigen Verkehrsdatenerfassung zu beauftragen.

Die erforderliche Vereinbarung mit der Landespolizei zur rdumlichen und zeitlichen Abgrenzung der beiderseitigen Tatigkeit
bei der Durchfihrung der kommunalen Verkehrstiberwachung trifft der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Ober-
pfalz.

§3

Kostenregelung

Die Kostenregelung erfolgt entsprechend § 26 Absatz 2 der Verbandssatzung in der jeweils geltenden Fassung.

1)
2)
3)

§4
Dauer der Zweckvereinbarung, Kiindigung
Diese Vereinbarung gilt bis 31. Dezember 2025.
Sie kann unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten gekiindigt werden.

Das Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberihrt.
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§5
Inkrafttreten
Diese Zweckvereinbarung wird am Tag nach der amtlichen Bekanntmachung wirksam.

Amberg, den 19. Februar 2024 Beratzhausen, den 13. Dezember 2023
Zweckverband Kommunale Markt Beratzhausen
Verkehrssicherheit Oberpfalz

Michael Cerny Matthias Beer
Verbandsvorsitzender Erster Burgermeister

Bekanntmachung
der Zweckvereinbarung
zwischen dem Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz
und der Stadt Sulzbach-Rosenberg
liber die kommunale Verkehrsiiberwachung im Gebiet der Stadt Sulzbach-Rosenberg
vom 2. April 2024
Az. ROP-SG12-1443.1-8-60-5

Die Regierung der Oberpfalz gibt gemaf Art. 13 Abs. 1 Satz 1 KommZG nachstehend die zwischen dem Zweckverband Kommu-
nale Verkehrssicherheit Oberpfalz und der Stadt Sulzbach-Rosenberg abgeschlossene Zweckvereinbarung vom 20. Marz 2024/
21. Marz 2024 uber die kommunale Verkehrsuberwachung im Gebiet der Stadt Sulzbach-Rosenberg amtlich bekannt.

Diese Zweckvereinbarung wurde mit Schreiben der Regierung der Oberpfalz vom 2. April 2024, Az. ROP-SG12-1443.1-8-60-4,
gemal Art. 12 Abs. 2 Satz 1i. V. m. Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KommZG aufsichtlich genehmigt.

Regensburg, 2. April 2024
Regierung der Oberpfalz

Walter Jonas
Regierungsprasident

Zweckvereinbarung
tiber
die kommunale Verkehrsiiberwachung
im Gebiet der Stadt Sulzbach-Rosenberg

Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz
vertreten durch den Verbandsvorsitzenden Michael Cerny

und

der Stadt Sulzbach-Rosenberg
vertreten durch Herrn Ersten Birgermeister Stefan Frank

schlieffen gemal Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes uber die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) folgende

Zweckvereinbarung

§1
Aufgabe

1) Die Stadt Sulzbach-Rosenberg (Landkreis Amberg-Sulzbach) ist gemaR § 88 Abs. 3 Zustandigkeitsverordnung (ZustV)
neben den Dienststellen der Bayerischen Landespolizei und neben dem Bayerischen Polizeiverwaltungsamt zustéandig fiir
die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 StralRenverkehrsgesetz (StVG), die VerstoRRe gegen die
Vorschriften Gber die zulassige Geschwindigkeit von Fahrzeugen betreffen, die Verkehrsordnungswidrigkeiten betreffen,
welche in unmittelbarem Zusammenhang stehen mit den verkehrsrechtlichen Anordnungen folgender Verkehrszeichen der
Anlage 2 und 3 der StraRen-Verkehrsordnung (Zeichen: 220 i. V. m. 267, soweit die Verkehrsordnungswidrigkeit durch
Radfahrer begangen werden, Zeichen 237, 239, 240, 241, 244.1 und 244.2, 325.1 und 325.2) und die von Radfahrern auf
Gehwegen begangen werden.
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2)

Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz fiihrt nach § 5 Abs. 1 seiner Verbandssatzung fur seine Ver-
bandsmitglieder die in Abs. 1 beschriebenen Aufgaben durch. Nach § 4 Abs. 1 der Verbandssatzung kann der Zweckver-
band durch Zweckvereinbarung die in Abs. 1 beschriebenen Aufgaben von weiteren Gemeinden und Verwaltungsgemein-
schaften, die nicht Verbandsmitglieder sind, Gbernehmen.

Die Stadt Sulzbach-Rosenberg libertragt die im Abs. 1 beschriebene Aufgabe im Ubertragenen Wirkungskreis und die zur
Erfillung dieser Aufgabe notwendigen Befugnisse fir das Gebiet der Stadt Sulzbach-Rosenberg, mit Ausnahme der Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 StVG, die im ruhenden Verkehr festgestellt werden, auf den Zweck-
verband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz.

Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz fluhrt diese Aufgabe nach MafRgabe der fur die Landespolizei
geltenden Vorschriften durch.

§2
Zusammenarbeit

Die Einsatzorte und Einsatzzeiten werden zwischen der Stadt Sulzbach-Rosenberg und dem Zweckverband in einvernehm-
licher Absprache festgelegt.

Die Stadt Sulzbach-Rosenberg verpflichtet sich, bei einer Ubertragung der Aufgabe der Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 24 StVG, die VerstoRRe gegen die Vorschriften iber die zuldssige Geschwindigkeit von Fahrzeu-
gen betreffen, vor der Festlegung einer neuen Messstelle den Zweckverband mit der Durchfiihrung einer mindestens ein-
wochigen Verkehrsdatenerfassung zu beauftragen.

Die erforderliche Vereinbarung mit der Landespolizei zur rdumlichen und zeitlichen Abgrenzung der beiderseitigen Tatigkeit

bei der Durchfihrung der kommunalen Verkehrstiberwachung trifft der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Ober-
pfalz.

§3

Kostenregelung

Die Kostenregelung erfolgt entsprechend § 26 Absatz 2 der Verbandssatzung in der jeweils geltenden Fassung.

1)
2)
3)

§4
Dauer der Zweckvereinbarung, Kiindigung
Diese Vereinbarung gilt bis 30. April 2025.
Sie kann unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten gekiindigt werden.
Das Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberihrt.
§5

Inkrafttreten

Diese Zweckvereinbarung wird am Tag nach der amtlichen Bekanntmachung wirksam.

Amberg, den 21. Marz 2024 Sulzbach-Rosenberg, den 20. Marz 2024
Zweckverband Kommunale Stadt Sulzbach-Rosenberg
Verkehrssicherheit Oberpfalz

Michael Cerny Stefan Frank
Verbandsvorsitzender Erster Burgermeister
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Bekanntmachung
der Zweckvereinbarung
zwischen dem Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz
und der Gemeinde Hausen
tiber die kommunale Verkehrsiiberwachung im Gebiet der Gemeinde Hausen
vom 9. April 2024
Az. ROP-SG12-1443.1-8-57-5

Die Regierung der Oberpfalz gibt gemaf Art. 13 Abs. 1 Satz 1 KommZG nachstehend die zwischen dem Zweckverband Kommu-
nale Verkehrssicherheit Oberpfalz und der Gemeinde Hausen (Landkreis Forchheim) abgeschlossene Zweckvereinbarung vom
19. Februar 2024/26. Februar 2024 tber die kommunale Verkehrsiiberwachung im Gebiet der Gemeinde Hausen amtlich bekannt.

Diese Zweckvereinbarung wurde mit Schreiben der Regierung der Oberpfalz vom 9. April 2024, Az. ROP-SG12-1443.1-8-57-4,
gemal Art. 12 Abs. 2 Satz 1i. V. m. Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KommZG aufsichtlich genehmigt.

Regensburg, 9. April 2024
Regierung der Oberpfalz

Walter Jonas
Regierungsprasident

Zweckvereinbarung
liber
die kommunale Verkehrsiiberwachung
im Gebiet der Gemeinde Hausen

Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz
vertreten durch den Verbandsvorsitzenden Michael Cerny

und

die Gemeinde Hausen
vertreten durch Herrn Birgermeister Bernd Ruppert

schlieRen gemaR Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes Uber die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) folgende

Zweckvereinbarung

§1
Aufgabe

1)  Die Gemeinde Hausen (Landkreis Forchheim) ist gemaf § 88 Abs. 3 Zustandigkeitsverordnung (ZustV) neben den Dienst-
stellen der Bayerischen Landespolizei und neben dem Bayerischen Polizeiverwaltungsamt zustandig fir die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 StralRenverkehrsgesetz (StVG), die im ruhenden Verkehr festgestellt werden,
die Verstolie gegen die Vorschriften Uber die zuldssige Geschwindigkeit von Fahrzeugen betreffen die Verkehrsordnungs-
widrigkeiten betreffen, welche in unmittelbarem Zusammenhang stehen mit den verkehrsrechtlichen Anordnungen der Ver-
kehrszeichen der Anlage 2 und 3 der StralRen-Verkehrsordnung (Zeichen: 220 i. V. m. 267, 237, 239, 240, 241, 242.1 und
242.2, 2441 und 244.2, 325.1 und 325.2), die von Radfahrern auf Gehwegen begangen werden.

2)  Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz fiihrt nach § 5 Abs. 1 seiner Verbandssatzung fiir seine Ver-
bandsmitglieder die in Abs. 1 beschriebene(n) Aufgabe(n) durch. Nach § 4 Abs. 1 der Verbandssatzung kann der Zweck-
verband durch Zweckvereinbarung die in Abs. 1 beschriebene(n) Aufgabe(n) von weiteren Gemeinden und Verwaltungsge-
meinschaften, die nicht Verbandsmitglieder sind, ibernehmen.

3) Die Gemeinde Hausen ubertragt die im Abs. 1 beschriebene(n) Aufgabe(n) im Ubertragenen Wirkungskreis und die zur
Erfullung dieser Aufgabe(n) notwendigen Befugnisse fiir das Gebiet der Gemeinde Hausen auf den Zweckverband Kom-
munale Verkehrssicherheit Oberpfalz.

4)  Der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz fihrt diese Aufgabe nach MaRRgabe der fiir die Landespolizei
geltenden Vorschriften durch.

§2
Zusammenarbeit

1) Die Einsatzorte und Einsatzzeiten werden zwischen der Gemeinde Hausen und dem Zweckverband in einvernehmlicher
Absprache festgelegt.
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2) Die Gemeinde Hausen verpflichtet sich, bei einer Ubertragung der Aufgabe der Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten nach § 24 StVG, die VerstolRe gegen die Vorschriften tber die zulassige Geschwindigkeit von Fahrzeugen
betreffen, vor der Festlegung einer neuen Messstelle den Zweckverband mit der Durchfiihrung einer mindestens einwdchi-
gen Verkehrsdatenerfassung zu beauftragen.

3) Die erforderliche Vereinbarung mit der Landespolizei zur rdumlichen und zeitlichen Abgrenzung der beiderseitigen Tatigkeit
bei der Durchfiihrung der kommunalen Verkehrsiiberwachung trifft der Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Ober-
pfalz.

§3
Kostenregelung
Die Kostenregelung erfolgt entsprechend § 26 Absatz 2 der Verbandssatzung in der jeweils geltenden Fassung.
§4
Dauer der Zweckvereinbarung, Kiindigung

1)  Diese Vereinbarung gilt bis zum In-Kraft-Treten der nichsten Satzung zur Anderung der Verbandssatzung des Zweckver-
bands Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz und dem damit verbundenen Beitritt der Gemeinde Hausen zum Zweck-
verband.

2)  Sie kann unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten gekiindigt werden.
3) Das Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberihrt.
§5
Inkrafttreten
Diese Zweckvereinbarung wird am Tag nach der amtlichen Bekanntmachung wirksam.
Amberg, den 26. Februar 2024 Hausen, den 19. Februar 2024

Zweckverband Kommunale Gemeinde Hausen
Verkehrssicherheit Oberpfalz

Michael Cerny Bernd Ruppert
Verbandsvorsitzender Erster Burgermeister

Bekanntmachungen der Regionalen Planungsverbande

Bekanntmachung
des Regionalen Planungsverbandes Oberfranken-Ost
uiber die Planungsausschuss-Sitzung am 6. Mai 2024 um 10:00 Uhr
im Kurhaussaal in Bischofsgriin (JagerstraBe 9, 95493 Bischofsgriin)

Tagesordnung:

1. BegriiBung durch den Verbandsvorsitzenden Landrat Dr. Oliver Bar
2. Feststellung der Beschlussfahigkeit

3.  Sachstandsbericht zur aktuellen Entwicklung der Windenergie in der Region Oberfranken-Ost
Referent: RD Martin FURI

4.  Erganzende Fortschreibung des Teilkapitels B V 3.1.1 Windenergie (alt) um den Abschnitt 6.5.2 Windenergie (neu) fir weit
fortgeschrittene Windenergieprojekte; Auswertung der Strategischen Umweltpriifung (SUP) und Beschlussfassung tber die
Einleitung des Anhérungsverfahrens

5. Fortschreibung des Regionalplans B Il Siedlungswesen (alt) als Kapitel 3 Siedlungswesen (neu);
Beschluss Uber die Fortschreibung des Regionalplans
Referent: RA Matthias Nicolai
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6.  Sachstandsbericht: Regionale Planungshilfe zur raumvertraglichen Steuerung von Freiflachen-Photovoltaikanlagen
Referentin: RAe Kristina Hofmann

Hof, 8. April 2024
Regionaler Planungsverband
Oberfranken-Ost

Dr. Oliver Bar
Landrat
Verbandsvorsitzender

Bekanntmachungen der Zweckverbande

Haushaltssatzung
des Zweckverbandes fiir Tierkorperbeseitigung in Scheuermiihle
fiir das Haushaltsjahr 2024

Aufgrund der §§ 11 ff. der Verbandssatzung in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 1988 (RABI S. 51) zuletzt
geandert durch Satzung vom 30. Januar 2007 (RABI S. 12) und der Art. 40 ff. des Gesetzes Uber die kommunale Zusammenarbeit
i. V. mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung firr den Freistaat Bayern (GO) erlasst der Zweckverband fiir Tierkérperbeseitigung in
Scheuermihle folgende Haushaltssatzung:

§1
Der als Anlage beigefligte Haushaltsplan wird

fur das Haushaltsjahr 2024
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf 217.680 Euro
im Vermogenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf 6.100 Euro

festgesetzt.
§2

Kredite zur Finanzierung der Ausgaben im Vermdgenshaushalt werden nicht festgesetzt.
§3

Verpflichtungsermachtigungen im Vermogenshaushalt werden nicht festgesetzt.

§4

(1) Betriebskostenumlage

Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird

fur das Haushaltsjahr 2024 auf 179.500 Euro

festgesetzt.

Der nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) wird nach den Einwohnerzahlen und den Zahlen der letzten Viehzahlung auf die Ver-
]E)U_agrlfjsmitglieder umgelegt (§ 12 Abs. 2 der Verbandssatzung). Die Umlageberechnung ist dem Haushaltsplan als Anlage beige-

(2) Investitionsumlage

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben.

§5

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht beansprucht.
§6

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen.
§7

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft.
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Die Regierung der Oberpfalz hat als Rechtsaufsichtsbehdrde mit Schreiben vom 28. Marz 2024 Az. ROP-SG12-1512.2-12-7-2
festgestellt, dass die Haushaltssatzung keine genehmigungspflichtigen Bestandteile enthalt.

Die Haushaltssatzung samt Anlagen liegt vom Tage nach der Verdffentlichung der Bekanntmachung bis zur nachsten amtlichen
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung des Zweckverbandes fir Tierkdrperbeseitigung in Scheuermuhle bei der Geschafts-
stelle des Zweckverbandes in Regensburg, Altmuhlstr. 3, Zimmer 1.020 wahrend der allgemeinen Dienststunden 6ffentlich zur
Einsichtnahme auf.

Regensburg, 29. Februar 2024
Zweckverband fur Tierkorperbeseitigung
in Scheuermuhle

Tanja Schweiger
Landratin
Verbandsvorsitzende

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071)
des Zweckverbandes Nahverkehr Amberg-Sulzbach
uiber die Festsetzung des Deutschlandtickets einschlieBlich
ErmaRigungsticket als Hochsttarif im Kalenderjahr 2024

Hintergrund

Bund und Lander haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 erfolgreich eingefiihrte Deutschlandticket als digitales und
deutschlandweit giiltiges Angebot fiir den éffentlichen Personennahverkehr (OPNV) iiber das Jahr 2023 hinaus fortzufiihren. Das
bundesweit giiltige Deutschlandticket ermdglicht den Fahrgasten mit einem einfachen und giinstigen Angebot die Nutzung des
OPNV und stellt einen Baustein fiir einen attraktiven OPNV dar. Aufgrund der beim Erlass der allgemeinen Vorschrift noch aus-
stehenden bundesweiten Entscheidungen zur Ausgestaltung des Deutschlandtickets im Jahr 2024 war entsprechend einem bun-
desweit abgestimmten Vorgehen die Umsetzung des Deutschlandtickets im Kalenderjahr 2024 nahezu flachendeckend zunachst
bis zum 30. April 2024 vorgenommen worden. Die Verkehrsministerkonferenz hat mit Beschluss vom 22. Januar 2024 festgestellt,
dass unter der Annahme der in der Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs mit Herrn Bundeskanzler vom
6. November 2023 beschlossenen Ubertragung der Finanzierungsmittel aus dem Kalenderjahr 2023 die von Bund und Landern
zur Verfligung gestellten Mittel auch ohne eine Anhebung des Deutschlandticketpreises im Kalenderjahr 2024 ausreichen werden.

Mit der verglnstigten Version des Deutschlandtickets fiir Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Ermafi-
gungsticket) wurde im Freistaat Bayern fiir diese Bevolkerungsgruppen ein attraktives tarifliches Angebot geschaffen. Das Erma-
Rigungsticket ist 20 Euro gegenlber dem reguldren Deutschlandticket reduziert. Diese weitergehende preisliche Reduktion wird
vom Freistaat Bayern getragen.

Den Aufgabentragern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets einschlieflich des
ErmaRigungstickets im Verhaltnis zu den Verkehrsunternehmen des allgemeinen OPNV nach MalRgabe der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 im Rahmen 6ffentlicher Dienstleistungsauftradge oder allgemeiner Vorschriften zu regeln.

Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen OPNV in seinem Zustindigkeitsgebiet zum 1. Januar 2024 sowie eine
rechtskonforme Finanzierung hierfiir zu gewahrleisten, erldsst der Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach eine allgemeine
Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfligung. Die allgemeine
Vorschrift regelt rechtsverbindlich die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im Zustandigkeitsgebiet des Zweckverband Nah-
verkehr Amberg-Sulzbach tatigen Verkehrsunternehmen des allgemeinen OPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie
im Gegenzug einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die Richtlinien des Frei-
staates Bayern zur Umsetzung der Vorgaben der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 (im Folgenden: Richtlinien Bayern
2024, Anlage 2). Hierdurch werden die Vorgaben zum Deutschlandticket bezogen auf das Zustandigkeitsgebiet des Zweckver-
bandes Nahverkehr Amberg-Sulzbach Kalenderjahr 2024 umgesetzt. Die hiesige allgemeine Vorschrift gilt fir das gesamte Ka-
lenderjahr 2024 und ersetzt somit die entsprechend dem oben genannten bundesweit abgestimmten Vorgehen zunachst befristet
bis zum 30. April 2024 vom Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach erlassene allgemeine Vorschrift vom 2. Januar 2024.

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 (iber
offentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Strae und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPAISCHEN PARLA-
MENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Offnung
des Marktes fiir inlandische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABI. L 354/22).
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Allgemeinverfiigung
Rechtsgrundlagen

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Satze 2 und 3 des Personenbeférderungsgesetzes (PBefG), Artikel 8
Absatze 1 und 3 des Gesetzes Uber den &ffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayOPNVG in der zum 1. Januar
2024 geltenden Fassung) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe I) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
erlasst der Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des
Deutschlandtickets als Hochsttarif im allgemeinen éffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner OPNV) und zur Gewah-
rung von Ausgleichsleistungen fur finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beférderung von Fahrgasten mit einem
Deutschlandticket im Kalenderjahr 2024.

Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung

2.1.  Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 2.4) éffentliche Personen-
verkehrsdienste des allgemeinen OPNV erbringen, sind verpflichtet, wahrend der Laufzeit dieser allgemeinen Vor-
schrift (dazu Nr. 8) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als
Héchsttarif geman Artikel 3 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemaR den Vorgaben dieser allgemeinen Vor-
schrift entsprechend Nr. 2.2 anzuerkennen (im Folgenden Tarifanerkennung oder Tarifanerkennungspflicht).

2.2. Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Beférderung von Fahrgasten mit einem gliltigen Deutsch-
landticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemaR den Tarifbestimmungen Deutschlandti-
cket in der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html), ohne dass den Fahrgasten
hierfiir zusatzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutschlandtickets verpflichtet das Verkehrsunterneh-
men nicht zum Vertrieb; soweit vorhanden gelten diesbeziglich die entsprechenden Regelungen des jeweiligen 6f-
fentlichen Dienstleistungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen und der jeweils zustandigen Behérde (ge-
meinwirtschaftliche Verkehre, dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen sind im Zusammenhang mit der Anerkennung
des Deutschlandtickets zudem berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung fir
das Deutschlandticket (vergleiche Beschlussfassung fir ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der
Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellansatzes in der jeweils geltenden Fassung
(https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html)) teilzunehmen. Entsprechend sind die hierfir erforderlichen Da-
ten bereitzustellen, bestehende Einnahmenanspriiche vollumfanglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese
Anspriche tberschielende Einnahmen abzugeben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem Deutschland-
ticket kein Nachteilsausgleich in Anspruch genommen werden muss, ist der den Soll-Einnahmewert 2024 Uberstei-
gende Betrag entsprechend den Vorgaben eines unter Beteiligung der Betroffenen festzulegenden Systems zu ver-
teilen. Konkretisierungen und ausfiihrende Bestimmungen zum Leipziger Modellansatz und der Einnahmeaufteilung
sind entsprechend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammen-
hang mit der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsantrage fur das Deutschlandticket selbst zu stellen
oder bei entsprechenden Tarifantragen Dritter mitzuwirken und keine Einwande hiergegen vorzubringen. Sie haben
in dem moglichen und erforderlichen Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets
mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkma-
len ist technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgerate zu gewahrleisten; die bundesweit abgestimmten Eck-
punkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets sind einzuhalten.

2.3. Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet zudem die Beférderung von Studierenden, Auszubilden-
den und Freiwilligendienstleistenden mit einem giltigen ermafRigten Deutschlandticket (ErmaRigungsticket) geman
Anlage 1. Die Verkehrsunternehmen sind im Hinblick auf die Anerkennung des ErmaRigungstickets zudem berechtigt
und verpflichtet, bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das ErmaRigungsticket ist bei der
bundesweiten Einnahmeaufteilung mit dem regularen Preis des Deutschlandtickets ohne die erganzende Ermafi-
gung in Bayern anzusetzen.

2.4. Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das gesamte Gebiet, fur das der
Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach, unter Beriicksichtigung von bestehenden Regelungen zur Ubertra-
gung von Zustandigkeiten mit benachbarten zustandigen Behérden, die Befugnis als zustédndige Behorde im Sinne
des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 fir den allgemeinen OPNV innehat.

Vorrangige Regelungen 6ffentlicher Dienstleistungsauftrage; Abschluss von Umsetzungsvereinbarungen

3.1. Soweit 6ffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen &ffentlichen Personenverkehr auf Grundlage 6ffentlicher
Dienstleistungsauftrage erbracht werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses 6f-
fentlichen Dienstleistungsauftrags einschlief3lich etwaiger Erganzungen oder Nachtrage im Grundsatz vorrangig vor
den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit,
wie der jeweilige 6ffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandti-
ckets enthalt; im Ubrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschlieBlich der hierfiir zu gewahrenden Aus-
gleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermitt-
lung und Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisfiihrung hierfiir erfolgt auf Grundlage
des jeweiligen 6ffentlichen Dienstleistungsauftrags unter vollstdndiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen
Vorschrift.
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3.2

Soweit 6ffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, kdnnen zur Umsetzung dieser allge-
meinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen
und dem Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach abgeschlossen werden. In der Umsetzungsvereinbarung kann
insbesondere die konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der Nachweisfihrung nach MalRRgabe dieser
allgemeinen Vorschrift geregelt werden. Die Umsetzungsvereinbarung begriindet keine eigenstandigen Tarifanerken-
nungspflichten oder Ausgleichsanspriiche.

4. Ausgleichsleistungen

4.1.

4.2.
43.

Die Verkehrsunternehmen haben nach MaRRgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Ausgleichsleistungen fiir
die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nach-
teile ergeben sich dabei aus einer Gegenliberstellung der Situation mit Anerkennung des Deutschlandtickets (Mit-Fall)
und der Situation mit Anwendung der bis dahin geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Beriicksichtigung séamtlicher hiermit
jeweils verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei der Gegenuberstellung sind die nachfolgenden Grundsatze
zu beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrunde liegenden 6ffentlichen Dienstleistungs-
auftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen Grundséatzen zu regeln.

In Bezug auf die Ermittlung der Hohe der Ausgleichsleistungen gelten die Nrn. 4.3.1 bis 4.3.4 der Richtlinien Bayern
2024 (Anlage 2).

Fir neu eingefiihrte verkehrliche Angebote, fiir die keine Referenzwerte in den Monaten Januar 2019 bis Dezember
2019 ermittelt werden kénnen, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung von entsprechen-
den Ist-Daten des Jahres 2022 zulassig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind validierte Prognose-
daten zuldssig. Diese Prognosedaten missen unter Beriicksichtigung der tatsachlichen Ist-Daten zur Nutzung mit
dem Deutschlandticket und der preislichen Elastizitdt beim Nachweisverfahren validiert werden. Eine Fortschreibung
der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen im Verhaltnis zu der Veranderung der Betriebsleistungen im Kalenderjahr
2024 gegenuber dem Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019 nach Nr. 4.3.1.1 Satz 8 der Richtlinien Bayern 2024
erfolgt nicht, soweit bei der Ermittlung der Soll-Einnahmen die Betriebsleistungsveranderung durch die Nutzung von
entsprechenden Ist-Daten aus dem Referenzzeitraum des Jahres 2022 oder Prognosedaten bereits beriicksichtigt ist.

Dies gilt gleichermaRen auch fiir das ErmaRigungsticket zum Deutschlandticket; dieses ist im ersten Schritt bei der
Ermittlung der Hohe der Ausgleichsleistungen wie das regulare Deutschlandticket zu berlicksichtigen. Im zweiten
Schritt ist eine gesonderte Darstellung der Hohe der zusatzlichen Ausgleichsleistungen fir die ErmaRigungstickets
nach MaRgabe von Nr. 4.1.4 erforderlich.

4.1.1. Bezuglich der im Ohne-Fall (siehe Nr. 4.1) bis einschlieRlich des Jahres 2023 gewahrten Ausgleichsleistungen
auf Grundlage des § 45a PBefG war zur Vermeidung von Verwerfungen im Zusammenhang mit der Tarifaner-
kennung des Deutschlandtickets eine entsprechende Erklarung zum Verfahren der Berechnung der Aus-
gleichsleistungen erforderlich. Die Regelung zur Ausreichung der Leistungen im Sinne des Art. 24 BayOPNVG
erfolgt durch &ffentliche Dienstleistungsauftrage mit den jeweiligen Linienbetreibern.

4.1.2. Bestehende Ausgleichsregelungen fur sonstige Tarifmalnahmen bleiben unberihrt. Dies gilt insbesondere fir
den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleichermallen auch fir weitere
bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen des Zweckverbandes Nahverkehr Am-
berg-Sulzbach (zum Beispiel aktuell fir das 365-Euro-Ticket) oder Dritter, die fur das Verkehrsunternehmen
Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvor-
gaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschriften, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistungen fir
dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewahrt werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfir
gewahrten Ausgleichsleistungen im Rahmen der Nachweisfihrung (dazu Nr. 5) jeweils getrennt und nachvoll-
ziehbar darzustellen.

4.1.3. Der Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach kann kinftig auch zusatzliche Tarifvorgaben und Aus-
gleichsregelungen treffen.

4.1.4. Entsprechend Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 2024 ergibt sich die Hohe der Ausgleichsleistungen fir die er-
ganzende ErmafRigung des ErmaRigungstickets sich aus der Differenz zwischen den nach Nr. 4.3.1.2 Satz 3
der Richtlinien Bayern 2024 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen
aus dem Verkauf der Ermafigungstickets.

Bestehende Regelungen in 6ffentlichen Dienstleistungsauftragen bleiben unberihrt.

Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Hohe nach begrenzt auf den finanziellen Netto-
effekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit dem Anhang der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007. Diesbeziglich gilt:

4.3.1. Der finanzielle Nettoeffekt fiir die Erflllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift entspricht nach
dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven und negativen) Auswirkungen
aus der Erfillung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutsch-
landticket. Fur die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die
Kosten und Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine Gegenlberstel-
lung der Differenz des Mit-Falls und des Ohne-Falls entsprechend Nr. 4.1. Weitergehende Auswirkungen
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auf die Einnahmen kénnen beriicksichtigt werden, soweit diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkun-
gen auf die Kosten (Ausgaben) richten sich ebenfalls nach Nr. 4.1.

4.3.2. Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei gemeinwirtschaftlichen Ver-
kehren im Rahmen des jeweiligen 6ffentlichen Dienstleistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt insbesondere im
Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrechnung gemaf Nr. 5 sowie die Gewahrleistung eines Anreizes
gemal Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im Hinblick auf die Vermeidung einer Uber-
kompensation gilt Nr. 4.3.4; die Umsetzung ist im Rahmen des jeweiligen 6ffentlichen Dienstleistungsauftrags
zu gewahrleisten.

4.3.3. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 wie folgt gewahrleistet:

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemaf Nr. 5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind
einzuhalten.

- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Nr. 6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
gilt Nr. 4.3.4.

4.3.4. Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift diirfen nicht zu einer Uberkompensation im Sinne
des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 filhren. Die Vermeidung einer Uberkompensation wird unter
Beachtung der Vorgaben von Nr. 6 des Anhangs in Bezug auf den angemessenen Gewinn wie folgt gewahr-
leistet: Die Uberkompensationskontrolle ist jahrlich durchzufiihren. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen
Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets nicht Ubersteigen; sie ist begrenzt auf die Hohe,
bei der ein angemessener Gewinn von 5 Prozent vom Umsatz fur die zugrundeliegenden Verkehrsdienste
erreicht wird. Ein héherer Gewinn kann im Einzelfall als angemessen akzeptiert werden, wenn die Verkehrs-
dienste in einem europaweit bekanntgemachten Vergabeverfahren mit mehreren Bietern vergeben wurde und
das Verkehrsunternehmen nachweist, dass es liber die Laufzeit des 6ffentlichen Dienstleistungsauftrags, ohne
Betrachtung der Corona-gepragten Jahre 2020 bis 2022, eine hohere Umsatzrendite mit den zugrundeliegen-
den Verkehrsdiensten erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die fir die Beurteilung erforderlichen Daten
zu den Kosten und Erlésen umfassend zur Verfligung und erméglicht so die Uberpriifung des Vorliegens einer
Uberkompensation. Bei der Ermittlung des angemessenen Gewinns in éffentlichen Dienstleistungsauftragen
sind Kosten nur maximal in der Hohe berticksichtigungsfahig, die sich aus dem offentlichen Dienstleistungs-
auftrag ergibt. Bei Bedarf kénnen restriktivere Regelungen fur den Einzelfall getroffen werden. Anderungen
beim Angebot und Angebotsunterbrechungen sind entsprechend Nr. 4.1 angemessen zu beriicksichtigen. Die
Berechnung einschlieRlich der Datengrundlagen miissen einer Uberpriifung durch den Zweckverband Nahver-
kehr Amberg-Sulzbach oder dessen Beauftragten zuganglich gemacht werden (vgl. Nr. 5.8). Zum Nachweis
einer nicht vorhandenen Uberkompensation ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung tber die Berech-
nung des finanziellen Nettoeffekts aus der Erflllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen
Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend Nr. 4.3.1 differenziert nach gemeinwirtschaftlichen
Verkehren und eigenwirtschaftlichen Verkehren zum 31. Januar 2026 vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung
ist unter Berlcksichtigung der Ausgleichsleistungen nach MaRgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht
erfolgte Uberkompensation auszuweisen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen auf jeden bestehenden
offentlichen Dienstleistungsauftrag oder jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem Steuerberater oder
Wirtschaftspriifer zu bestatigen; betreibt das Verkehrsunternehmen im Geltungsbereich dieser allgemeinen
Vorschrift mehrere eigenwirtschaftliche Verkehre kdnnen die Nachweise gesamthaft hierflr erbracht werden.
Sollte im Einzelfall dennoch eine Uberkompensation festgestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen den
Uberkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer unzuldssigen Beihilfe einschlieflich Zinsen ab dem Eintritt
der Uberkompensation zuriickzuzahlen.

5. Darlegungs- und Nachweispflichten

5.1.

5.2.

Das Verkehrsunternehmen tragt die Darlegungs- und Nachweispflicht fir sdmtliche in dieser allgemeinen Vorschrift
geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewahrung der Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet,
samtliche fir die Durchfiihrung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen Angaben vollstéandig und wahrheitsgemaf
zu machen.

Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats fiir den Vormonat alle selbst oder im
Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkaufe des Deutschlandtickets einschliellich der Verkaufe des erma-
Rigten Deutschlandtickets, wobei hier der nicht erméaRigte Kaufpreis anzusetzen ist, unmittelbar an die in Nr. 5.3 der
Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die selbst
oder im Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkaufe der ibrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag nach Ende
eines Monats unmittelbar an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstelle zu melden. Die Ver-
kehrsunternehmen werden verpflichtet, die vorlaufigen Soll-Einnahmen inklusive tariflicher Fortschreibung geman
Richtlinien Bayern 2024 an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstellte einmalig monatsscharf
fur das gesamte Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024 zu melden. Die Meldung muss den von technischen Vorausset-
zungen entsprechen, die von der in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannten Clearingstelle vorgegeben werden.
(https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html). Der Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach erhalt eine Ab-
schrift der Meldung. Zusatzlich sind die Verkehrsunternehmen verpflichtet, die Meldungen an die benannte Clearing-
stelle parallel auch in das DTBY-Portal einzustellen. Die Meldung kann auch Uber einen von ihnen beauftragten Dritten
(Dienstleister) bzw. die zustandige Tariforganisation (Verbund, etc.) analog der Meldung an die benannte
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5.4.

5.5.

Clearingstelle erfolgen. Meldungen betreffend das Jahr 2024, die vor dem 1. Mai 2024 an die oben genannte Clea-
ringstelle gesandt wurden, sind bis zum 15. Juli 2024 in das DTBY-Portal nachzutragen.

Fir die Antragstellung des Zweckverbandes Nahverkehr Amberg-Sulzbach beim Freistaat Bayern am 30. September
2024 sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 14. August 2024 vorzulegen:

- Berechnungen oder eine Prognose der Hohe der voraussichtlichen Ausgleichsleistungen entsprechend den im
DTBY-Portal zur Verfligung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode;

- Prognosen der Verbundorganisationen uber die Minderungen entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfligung
gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode sowie weitere begriindete Unterlagen; sofern entsprechende Da-
ten von der Verbundorganisation nicht rechtzeitig zur Verfliigung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen
entsprechende Prognosen und begriindende Daten selbst vorzulegen;

- Prognose der Anzahl der verkauften ErmaRigungstickets entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfigung ge-
stellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den
weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend ge-
trennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen.
Wo mdglich, sollen diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden;

- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das ErmaRigungsticket entsprechend den im DTBY-Portal zur
Verfuigung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden
sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entspre-
chend getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket aus-
zuweisen. Wo moglich, sollen diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden.

Vorzulegen sind vorlaufig mit dem bis dahin letztverfligbaren Stand bis zum 31. Mérz 2025 die nachfolgend aufgefiihr-
ten Daten und Nachweise:

- die ermittelte Anzahl der verkauften ErmaRigungstickets; die Tickets sind monatsscharf getrennt auszuweisen
nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Anga-
ben zu den Studierenden sind getrennt nach den vorhandenen einzelnen Hochschulen mit (solidarischen) Semes-
tertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket darzustellen;

Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen.

Vorzulegen sind endgiiltig bis zum 31. Januar 2026 die nachfolgend aufgefiihrten Daten und Nachweise. Auf Anfor-
derung sind die zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf die Vorlage der end-
gultigen Daten und Nachweise das endgultige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung mafgeblich ist, dies je-
doch zum 31. Januar 2026 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfligbare Stand der Einnahmenauf-
teilung (jedoch nicht &lter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine spatere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht zum
Nachreichen von Testaten nicht statt.

5.5.1. Fir den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezember 2019 sind die nachfolgenden Daten und Nachweise
vorzulegen:

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum fiir jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Ubergangstarife, landes-
weite Tarife, Haustarife), in dem das Verkehrsunternehmen tatig ist;

- die fir den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahrausweise und Erlése differen-
ziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Héhe des Tarifs. Zusatzlich anzugeben ist der
Umfang der Betriebsleistungen im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezember 2019 in Soll-Fahr-
plan-Kilometern;

- Bestatigungen der Verbundorganisationen liber die aufgeteilten Einnahmen im Kalenderjahr 2019 und die
Einnahmenaufteilung sowohl fiir die hochgerechneten als auch fir die tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen;
hinzuzuftigen sind auch betragsmaRige Erldésminderungen aus Vertriebsprovisionen.

5.5.2. Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2024 bis Dezember 2024 hochgerech-
neten tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen:

- fur die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehenden Kartenarten und Preisstufen die jeweilige Hohe des
Tarifs;

- soweit sich in Einzelfallen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder es sich um stiick-
zahlunabhangige Pauschalangebote handelt: die mittels der aus der Berechnung nach Nr. 4.3.1.1 Satz 1
der Richtlinien Bayern 2024 abgeleiteten durchschnittlichen prozentualen Tarifanpassung hochgerechne-
ten Hohe des jeweiligen rechnerischen Tarifs;

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2025;
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der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern im Kalenderjahr 2024
und das Verhaltnis zum Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019.

Zur Ermittlung und Prifung der Hohe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf Kalenderjahr 2024 vorzule-
gen:

die ermittelten anzusetzenden tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2024 bis Dezember
2024;

die ermittelte Anzahl der verkauften ErmaRigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Stu-
dierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben
zu den Studierenden sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne Semes-
terticket darzustellen;

Bestatigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung; auf Anforderung sind
diese auch fir die Vorjahre vorzulegen;

die jeweils mafigeblichen Regelungen oder Vereinbarungen zur Durchfuhrung der Einnahmenaufteilung
fur die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; auf Anforderung sind diese auch
fur die Vorjahre vorzulegen;

Nachweise Uber die erzielten Einnahmen und Erldse sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemeinschafts-
tarifen einschlieRlich der Zuordnung zum jeweils fiir den &ffentlichen Dienstleistungsauftrag oder den ei-
genwirtschaftlichen Verkehr maRRgeblichen Zustandigkeitsgebiet fir die Monate Januar 2024 bis Dezember
2024; sollte der Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunachst eine vorlaufige Bescheinigung des je-
weiligen Verbundes Uber die Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist in diesem Fall
schnellstmdglich nachzureichen;

soweit Nr. 4.3.1.1 Satz 6 der Richtlinien Bayern 2024 (Tarifdeckel) Anwendung findet, ist eine transparente
Uberleitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen vorzulegen;

die ermittelte Anzahl der verkauften ErmaRigungstickets; die Tickets sind monatsscharf getrennt auszu-
weisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleis-
tende); die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den einzelnen Hochschulen mit (solidari-
schen) Semestertickets und ohne Semesterticket darzustellen;

Nachweise Uber die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets entstandenen
(Mehr-)Kosten, soweit diese nach MaRgabe der Richtlinien Bayern 2024 ausgeglichen werden;

Nachweise Uber positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf Grundlage der
§§ 228 ff. SGB IX;

Nachweise Uber Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften;

Nachweise Uber positive und negative Effekte fur das Verkehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebsprovi-
sionen, die sich aus der Anerkennung des Deutschlandtickets fiir die Monate Januar 2024 bis Dezember
2024 ergeben;

Bestatigungen der Verbundorganisationen utber die betragsmafRigen Erlésminderungen aus Vertriebspro-
visionen oder Einsparungen von Vertriebsprovisionen.

Zur Ermittlung und Prifung der Hohe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf die gesamte Laufzeit des
offentlichen Dienstleistungsauftrags oder die gesamte Laufzeit der einem eigenwirtschaftlichen Verkehr zu-
grundeliegenden Liniengenehmigungen vorzulegen:

vollstdndige Angaben uber die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife und Tickets (kassen-
technische Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen
einschlieRlich der Hohe der Tarife und der Stlickzahlen jeweils fir die Tarife, die das Verkehrsunternehmen
anwendet;

vollstandige Angaben Uiber die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Fahrgelderldse differenziert nach
Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschlielich der Héhe der Tarife und der Stiick-
zahlen jeweils fur die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; mafgeblich sind bei
Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, die endglltigen Anspriiche des Ver-
kehrsunternehmens nach Maligabe der Einnahmenaufteilungen;

vollstandige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und Tarifsorte) und Verkehrs-
leistung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und Personenkilometern), soweit diese Daten im
Rahmen der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt werden;
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5.8.

5.9.

- Nachweis Uiber weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Mindereinnahmen) einschlief3lich
der hierfir gewahrten Ausgleichsleistungen; diese sind von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnah-
men) des Deutschlandtickets und den hierfir gewahrten Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugren-
zen, sodass ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist;

- Nachweis der nicht vorhandenen Uberkompensation gemaR Nr. 4.3.4 einschlieRlich Bestatigung der Ein-
haltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen sowie der korrekten Er-
mittlung und sachlichen Richtigkeit der Daten;

- Bestatigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten.

Der Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und
Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfullung der Nachweispflichten nach den Richtlinien Bayern 2024 oder insbe-
sondere aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kommission oder des Obersten Rechnungs-
hofes erforderlich ist. Werden die unter Nrn. 5.2 bis 5.5 genannten sowie dartber hinaus die gemaf Satz 1 geforderten
Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die Ausgleichsleistung fiir das das jeweils abzurechnende
Jahr ganz oder teilweise versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zuriickzuzahlen.

Die Darlegungs- und Nachweisflhrung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter Beachtung der vorstehen-
den Grundsatze auf Basis des jeweils geltenden offentlichen Dienstleistungsauftrags nach MafRgabe der dortigen Re-
gelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren kénnen in der Umsetzungsvereinbarung erganzende Regelungen zur
Darlegungs- und Nachweisfiihrung getroffen werden. Im Einzelfall kdnnen bei Bedarf Abweichungen oder Konkreti-
sierungen zu den im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Nachweispflichten geregelt werden.

Der Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maligabe dieser
allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ahnliches selbst oder durch
einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten priifen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist
verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfiir notwendigen Unterlagen zu gewahren.

Im Hinblick auf die Ubermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschéfts- sowie ggf. personenbezogenen Daten
werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandti-
cket diesbeziiglich weitergehende Vorgaben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu ent-
sprechende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen und dem Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach
getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der zugrundeliegenden Unterlagen und Daten sowie fir die
hierfur geltenden Fristen.

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen

6.1.

6.2.

6.3.

6.4.

Soweit im Rahmen des jeweiligen &ffentlichen Dienstleistungsauftrags oder der Umsetzvereinbarung nichts Abwei-
chendes geregelt wird, gewahrt die zustandige Behoérde dem Verkehrsunternehmen auf Antrag Abschlagszahlungen
gemafd Nr. 6.2 und Nr. 6.3.

Die Verkehrsunternehmen erhalten fiir die Monate Januar 2024 bis April 2024 auf Antrag eine erste Abschlagszahlung
in Hohe von 50 Prozent der fir das Jahr 2023 vorlaufig gewahrten Ausgleichsleistungen. Der Antrag auf die erste
Abschlagszahlung ist bis zum 19. Februar 2024 Uber das DTBY-Portal zu stellen. Fir die Monate Mai bis August 2024
erhalten die Verkehrsunternehmen auf Antrag eine zweite Abschlagszahlung entsprechend dem flr den Zeitraum Mai
bis August 2024 gemal den Vorgaben des DTBY-Portals prognostizierten Ausgleichsbedarf fur das Jahr 2024. Der
Antrag auf zweite Abschlagszahlung ist bis zum 15. April 2024 Gber das DTBY-Portal an den Aufgabentrager zu stel-
len. Eine dritte Abschlagszahlung fiir die Monate September bis Dezember 2024 wird auf Antrag entsprechend dem
voraussichtlichen Bedarf gewahrt. Der Antrag ist bis zum 15. Juli 2024 Gber das DTBY-Portal an den Aufgabentrager
zu stellen. Die Vorgaben zur konkreten Ermittlung des voraussichtlichen Bedarfs und die konkrete Abwicklung der
dritten Abschlagszahlung richtet sich nach den entsprechenden, durch das Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und
Verkehr festzulegenden Vorgaben im DTBY-Portal. Der Betreiber des DTBY-Portals ist als datenschutzrechtlich Ver-
antwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistungen er-
forderlich ist.

Zusatzlich zu den Abschlagszahlungen gemaf Nr. 6.2 gewahrt der Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach Ab-
schlagszahlungen auf die Ausgleichsleistungen fir die Mindereinnahmen aus dem ErméaRigungsticket wie folgt: Je-
weils zum 15. des auf die Giltigkeit des jeweils ausgegebenen Tickets folgenden Monats kénnen Abschlagszahlungen
Uber das DTBY-Portal beantragt werden. Hierzu ist dort die Anzahl der jeweils ausgegebenen, giiltigen Ermagigungs-
tickets zu melden. Die Hohe der Abschlagszahlung betragt je gemeldeten verkauften ErmaRigungsticket 20 Euro. Das
Verkehrsunternehmen kann sich zu der Antragsstellung auch eines Dienstleisters bedienen. Der Betreiber des DTBY-
Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit
dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.

Die endgliltige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach MalRgabe dieser allgemeinen Vorschrift erfolgt unter Berlick-
sichtigung der Abschlagszahlungen nach den Nrn. 6.2 und 6.3. Die endgultige Ermittlung der Ausgleichsleistungen
beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen und zum Umgang mit Uberzahlungen (Riickerstattung oder Ver-
rechnung) einschliellich etwaiger Verzinsungen.



Amtsblatt der Regierung der Oberpfalz Nr. 4/2024 Seite 63

7. Veroffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

7.1. Der Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach ist (iber die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewahrten
Ausgleichsleistungen berichtspflichtig geman Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein 6f-
fentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach Mafigabe dieser allgemeinen Vorschrift
Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen offentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden
somit gesamthaft zusammen mit den Ausgleichsleistungen dieses o&ffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen
des Berichts nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.

7.2. Sofern dies fiir die Gewahrleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 erforderlich ist, kdnnen Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nach-
traglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund
dieser allgemeinen Vorschrift gewéahrt wird, kdnnen sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der
von ihnen gemachten Angaben berufen.

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; AuBerkrafttreten

8.1. Diese allgemeine Vorschrift tritt geman Art. 41 Abs. 4 Satz 4 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz am 1. Januar
2024 in Kraft. Mit Inkrafttreten dieser allgemeinen Vorschrift tritt die bisherige Allgemeine Vorschrift im Sinne von
Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Zweckverbandes Nahverkehr Amberg-Sulzbach tber die
Festsetzung des Deutschlandtickets einschliellich ErmaRigungsticket als Hochsttarif bis zum 30. April 2024 vom 2. Ja-
nuar 2024 (Amtsblatt der Regierung der Oberpfalz Nr. 1/2024, S. 6 ff.) auBer Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens
Uber die Gewahrung von Ausgleichsleistungen fir das Kalenderjahr 2024 erfolgt somit gesamthaft und vollstandig
Uber die hiesige allgemeine Vorschrift. Die Abwicklung des Verfahrens tber die Gewahrung von Ausgleichsleistungen
fur das Kalenderjahr 2023 gemaR der allgemeinen Vorschrift des Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach vom
24. Juli 2023 wird auch nach AuBerkrafttreten der allgemeinen Vorschrift vom 02.01.2024 gemafR Satz 2 nach den
Regelungen der allgemeinen Vorschrift vom 24. Juli 2023 zu Ende gefiihrt (insbesondere Erflllung samtlicher Nach-
weispflichten durch die Verkehrsunternehmen und Durchfiihrung der Schlussabrechnung.

8.2. Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2024 auRer Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens uber die Gewah-
rung von Ausgleichsleistungen fir das Kalenderjahr 2024 wird auch nach dem AulRerkrafttreten gemaf Satz 1 nach
den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geflhrt (insbesondere Erfiillung samtlicher Nachweispflichten
durch die Verkehrsunternehmen und Durchfihrung der Schlussabrechnung). Die allgemeine Vorschrift kann durch
[Anderungs- Allgemeinverfiigung verlangert, gedndert oder aufgehoben werden. Die allgemeine Vorschrift und die
damit verbundene Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets kann insbesondere dann aufler Kraft gesetzt wer-
den, wenn keine ausreichende Finanzierung des Deutschlandtickets mehr sichergestellt ist, um die auf Basis der
Allgemeinverfligung bestehenden Ausgleichsanspriiche vollumfanglich zu befriedigen.

Begriindung:

Bund und Lander haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 erfolgreich eingefiihrte Deutschlandticket als digitales und deutsch-
landweit gliltiges Angebot fiir den éffentlichen Personennahverkehr (OPNV) (iber das Jahr 2023 hinaus fortzufilhren. Das bun-
desweit guiltige Deutschlandticket erméglicht den Fahrgésten mit einem einfachen und giinstigen Angebot die Nutzung des OPNV
und stellt einen Baustein fiir einen attraktiven OPNV dar.

Mit der vergunstigten Version des Deutschlandtickets fiir Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Ermafi-
gungsticket) wurde im Freistaat Bayern fur diese Bevolkerungsgruppen ein attraktives tarifliches Angebot geschaffen. Das Erma-
Rigungsticket ist 20 Euro gegenuber dem regularen Deutschlandticket reduziert. Diese weitergehende preisliche Reduktion wird
vom Freistaat Bayern getragen. Auch das ErmaRigungsticket wurde Uber das Jahr 2023 hinaus verlangert.

Fiir eine rechtskonforme Ausreichung der Finanzmittel durch die Aufgabentréager des SPNV und des allgemeinen OPNV im Frei-
staat Bayern an die Verkehrsunternehmen bedarf es einer entsprechenden Regelung im Rahmen &ffentlicher Dienstleistungsauf-
trage und/oder allgemeiner Vorschriften im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Vor diesem Hintergrund erlasst der Zweck-
verband Nahverkehr Amberg-Sulzbach in seiner Funktion als Aufgabentrager fur den allgemeinen 6ffentlichen Personennahver-
kehr gemaR Art. 8 Abs. 1 Satz 1 BayOPNVG und als gemaR Art. 8 Abs. 2 BayOPNVG zusténdige Behérde im Sinne der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 in ihrem sachlichen und geografischen Zustandigkeitsgebiet auf Grundlage von Art. 3 Abs. 2 in Verbin-
dung mit Art. 2 Buchst. I) der Verordnung (EG) Nr. 1370/20077 eine allgemeine Vorschrift in der Form einer Allgemeinverfliigung
Uber die Festsetzung des Deutschlandtickets als Hochsttarif. Die Allgemeinverfigung regelt mit dem Ziel einer im Gebiet des
Zweckverbandes Nahverkehr Amberg-Sulzbach flachendeckenden und einheitlichen Anwendung des Deutschlandtickets als
Hochsttarif spezifisch die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung zur Anerkennung des Deutschlandtickets als Hochsttarif und enthalt
korrespondierend hierzu die Regelungen zur Ermittlung der Ausgleichsleistungen fir die Tarifanerkennungspflicht.

Die Allgemeinverfligung setzt die Vorgaben des Rechts der Europaischen Union nach Mafgabe der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 durch transparente und diskriminierungsfreie Ausreichung der Mittel an die Verkehrsunternehmen um. Die Ausgleichs-
leistungen sind auf den finanziellen Nettoeffekt aus der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung zur Anerkennung des Deutschland-
tickets, sowie des ErmaRigungstickets beschrank.
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Hinweis:

Gemal Art. 41 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG ist nur der verfligende Teil einer Allgemeinverfligung 6ffentlich bekannt zu machen. Die
Allgemeinverfigung liegt mit Begrindung und Rechtsbehelfsbelehrung im Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach, Rat-
hausstralde 4, 92224 Amberg, Zimmer 3 zur Einsicht aus. Sie kann nach vorheriger Terminvereinbarung wahrend der allgemeinen
Dienstzeiten eingesehen werden (Art. 41 Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG).

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem 6rtlich zustandigen Bayerischen

Verwaltungsgericht erhoben werden.
Ortlich zusténdig ist das Bayerische Verwaltungsgericht, in dessen Bezirk der Klager seinen Sitz oder Wohnsitz hat:

- Regierungsbezirk Oberbayern: Verwaltungsgericht Minchen in 80335 Minchen, Bayerstralie 30,

- Regierungsbezirke Niederbayern und Oberpfalz: Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, Haidplatz 1,
- Regierungsbezirk Oberfranken: Verwaltungsgericht Bayreuth in 95444 Bayreuth, FriedrichstralRe 16,

- Regierungsbezirk Unterfranken: Verwaltungsgericht Wirzburg in 97082 Wirzburg, Burkarderstrale 26,

- Regierungsbezirk Mittelfranken: Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 Ansbach, Promenade 24-28,

- Regierungsbezirk Schwaben: Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Fir Klager ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das Verwaltungsgericht Minchen in 80335 Munchen, Bayerstralle 30,
ortlich zustandig.

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fiir den Schriftformersatz zugelassenen
Form mdoglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wir-
kungen!

Ab 1. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung) genannte Personenkreis Klagen grundsatzlich elekt-
ronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebihr
fallig.

Amberg, den 2. April 2024

Richard Reisinger,
Landrat, Verbandsvorsitzender des ZNAS

Anlagen

Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermaRigten Deutschlandticket fiir Auszubildende, Studierende und
Freiwilligendienstleistende (ErmafRigungsticket) fur das Jahr 2024

Anlage 2 Richtlinien Uber die Gewahrung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im &ffentlichen

Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 im Freistaat Bayern (Richtlinien
Deutschlandticket OPNV Bayern 2024) vom 22. Januar 2024
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Anlage 1: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermafigten Deutschlandticket fiir Auszubildende, Studierende und Frei-
willigendienstleistende (ErmaRigungsticket) fir das Jahr 2024

1 Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets
Fur das Ermagigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets in der jeweils geltenden Fassung

(https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html). Dies umfasst insbesondere die monatliche Kindbarkeit und den digitalen
Vertrieb.

2 Definition ErmaRigungsticket

Das ErmaRigungsticket als Tarifangebot fur Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern ist

eine beim Erwerb rabattierte Version des Deutschlandtickets. Das ErmaRigungsticket ist um 20 Euro gegenuber dem regularen

Deutschlandticket rabattiert. Der ErmaRigungsbetrag wird vom Freistaat Bayern finanziert.

3 Berechtigtenkreis

3.1 Folgende Gruppen sind zum Erwerb des ErmaRigungstickets berechtigt:

a) Auszubildende (zur Definition siehe 3.2),

b) Studierende (zur Definition siehe 3.3),

c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition siehe 3.4).

3.2 Als Auszubildende werden definiert:

* Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und vergleichbare Falle.
Dies umfasst Menschen mit Behinderung und Menschen, die von einer Behinderung bedroht sind, die eine Ausbildung im
Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den Auszubildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind vergleichbar
die Teilnehmenden an VorschaltmaRnahmen der arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit in Jugendwerkstéatten in Vorbe-
reitung auf eine Ausbildung.

» Schilerinnen und Schiiler an einer Berufsschule/-fachschule gemaR Art. 11, 13 Bayerisches Gesetz liber das Erziehungs-
und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem vergleichbar sind Schilerinnen und Schiler am Lehrgang geprifte agrartechnische
Assistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsordnung fiir staatlich geprifte agrartechnische Assistentinnen und Assis-
tenten.

» Schilerinnen und Schiler des Staatsinstituts fiir die Ausbildung von Fachlehrern und des Staatsinstituts fir die Ausbildung
von Forderlehrern geman Art. 120 BayEUG (in Verbindung mit Zulassungs-, Ausbildungs- und Prifungsordnung fir die Erste
Lehramtsprifung von Fachlehrkraften beziehungsweise Studienordnung fiir das Staatsinstitut fur die Ausbildung von Férder-
lehrern).

* Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG.

+ Beamtenanwarterinnen und Beamtenanwarter der Qualifikationsebene | und Il in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz
1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz (LIbG).

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen koénnen kiinftig als bezugsberechtigte Auszubildende anerkannt werden, soweit
diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind.

Fir die ortliche Berechtigung muss der gemeldete Hauptwohnsitz oder der Schulort in Bayern liegen.

3.3 Als Studierende werden definiert:

Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG)

+ Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 Satze 1 bis 3 BayHIG

+ Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG

* Beamtenanwarterinnen und Beamtenanwarter der Qualifikationsebene 1l in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1
Nr. 3 LIbG und vergleichbare Studierende, welche die Qualifikation fiir eine Fachlaufbahn auerhalb eines Beamtenverhalt-
nisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Gesetz Uber die Hochschule fur den &ffentlichen

Dienst).

Studierende neuer Einrichtungen konnen kiinftig als bezugsberechtigte Studierende anerkannt werden, soweit diese mit den oben
genannten Personengruppen vergleichbar sind.

Mafgeblich fir den Erwerb ist der Studienort in Bayern.
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Verkehrsunternehmen kénnen auch Studierenden mit Hauptwohnsitz in Bayern an den am gemeinsamen Semesterticket betei-
ligten Hochschulen den Erwerb des ErmaRigungstickets ermdglichen, wenn alle der im Folgenden aufgeflhrten Voraussetzungen
erfillt sind:

» Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber innerhalb Deutschlands in einem bundeslanderibergreifenden
lokalen Verkehrsverbund mit einem gemeinsamen Semesterticket fur die bayerischen und auRerbayerischen Hochschulen.

* Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen.

* Im Bundesland des Studienortes gibt es fur den Studierenden kein Angebot flr ein ermaRigtes Deutschlandticket fur Studie-
rende.

3.4 Als Freiwilligendienstleistende gelten:
» Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz liber den Bundesfreiwilligendienst und

» Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Foérderung von Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges soziales Jahr/Freiwil-
liges 6kologisches Jahr, et cetera)

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern.
4 Zeitliche Berechtigung zum Neubezug

Ein Neubezug des Ermafigungstickets (durch Neuabschluss bzw. Wiederaufleben eines Abo-Vertrags) ist, solange keine tagge-
naue Glltigkeit des Deutschlandtickets gegeben ist, fir all jene gesamten Monatszeitraume mdglich, in denen mindestens zehn
Kalendertage im nachgewiesenen Berechtigungszeitraum (Semester, Ausbildungsjahr, Dienstzeitraum etc.) liegen.

5 Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung fiir Studierende

Der Gesamtpreis fur das ErmafRigungsticket inklusive des geleisteten Beitrages fiir ein vor Ort bestehendes solidarisches Semes-
terticket (sofern vorhanden) liegt 20 Euro unter dem jeweils aktuellen Preis des reguldren Deutschlandtickets. Beim Erwerb durch
Studierende, deren Studierendenwerk fiir sie ein verpflichtendes solidarisches Semesterticket vereinbart hat, ist von den Ver-
triebsstellen des ErmaRigungstickets (z. B. Verkehrsunternehmen bzw. sonstige fur den Vertrieb verantwortlichen Stellen wie
z. B. Verbundorganisationen oder Vertriebsdienstleister) der durch den Studierenden geleistete Solidarbeitrag fir ein Semester-
ticket mit einem Sechstel beim Bezugspreis des ErmaRigungstickets monatlich anzurechnen.

6 Berechtigungspriifung fiir den Erwerb des ErmaRigungstickets
6.1 Berechtigungsprifung fir Auszubildende und Freiwilligendienstleistende

Die Berechtigung fir den Erwerb des ErmaRigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und danach spatestens nach Ablauf von
jeweils 12 Monaten durch ein geeignetes Verfahren durch die Vertriebsstelle des ErmaRigungstickets zu priifen. Die Berechti-
gungsprifung soll auch unterjahrig durchgefiihrt werden kdnnen; das Priifungsergebnis gilt jeweils fiir 12 Monate, maximal jedoch
bis zum Ablauf der Ausbildungs-/Dienstzeit. Die Vertriebsstelle kann auch kirzere Fristen vorsehen. Hierbei ist primar ein vom
Freistaat Bayern bereitgestelltes, einheitliches Formular als Berechtigungsnachweis zu nutzen. Das genaue Verfahren sowie
mdgliche Alternativen werden im Anhang ,Regelungen zur Berechtigungspriifung fur den Erwerb des ErmaRigungstickets” defi-
niert.

6.2 Berechtigungsprifung fir Studierende

Die Berechtigung fir den Erwerb des ErméaRigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und danach mindestens zu Beginn jedes
Semesters zu prifen. Hierbei sollte ein elektronischer Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (sogenanntes ,Shibboleth-
Verfahren®) genutzt werden. Das genaue Verfahren sowie mogliche Alternativen werden im Anhang ,Regelungen zur Berechti-
gungsprufung fur den Erwerb des ErmaRigungstickets” definiert. Fur Trimester gilt sinngemal dasselbe wie fir Semester.

6.3 Behandlung von ErmaRigungstickets im Ausgleichsverfahren

Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprufung geman Ziffer 6.1 bei Auszubildenden und Freiwilligendienstleis-
tenden und Ziffer 6.2 bei Studierenden sowie die im Anhang ,Regelungen zur Berechtigungsprifung fur den Erwerb des Ermafi-
gungstickets® definierten Kriterien eingehalten hat, werden vom Freistaat Bayern auch ohne glltigen Berechtigungsnachweis
ausgegebene ErmaRigungstickets im Rahmen des Ausgleichsanspruchs akzeptiert.

Ergibt eine nachtraglich durchgefiihrte Berechtigungspriifung, dass im bereits vergangenen Bezugszeitraum keine Berechtigung
fur einen Erwerb des ErmaRigungstickets bestand, dann muss die Vertriebsstelle das Abonnement entweder als regulares
Deutschlandticket ohne Ermafigung fortfiihren und den hierfir jeweils aktuell geltenden monatlichen Preis erheben, oder das
Abonnement kiindigen.

Anhang: Regelungen zur Berechtigungsprifung fir den Erwerb des ErmaRigungstickets
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Anlage 2:

Richtlinien tiber die Gewahrung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich
nicht gedeckter Ausgaben im 6ffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang
mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 im Freistaat Bayern
(Richtlinien Deutschlandticket OPNV Bayern 2024)
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr
vom 22. Januar 2024, Az. 52-3507.1-1-4

'Der Freistaat Bayern gewahrt nach MaRgabe des Art. 53 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO), der allgemeinen haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen, der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie dieser Richtlinien Billigkeitsleistungen zum
Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufgabentrager und Verkehrsunternehmen im &ffentlichen Personennahverkehr (OPNV)
einschlieRlich des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) im Zusammenhang mit der Einfiihrung des Deutschlandtickets.

°Dies umfasst auch das ermaRigte Deutschlandticket gemaR der Anlage zu diesen Richtlinien. Die Leistungen erfolgen ohne
Rechtsanspruch im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel.

1.

4.1.
4.2,
4.3.
4.31

4311

Zweck der Billigkeitsleistungen

Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich an die Empfanger im Freistaat Bayern, deren Ausgaben in den
Monaten Januar bis Dezember 2024 aufgrund der Einfiihrung des Deutschlandtickets und des ermaRigten Deutschland-
tickets fur Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (ErmaRigungsticket) durch den Rickgang der
Fahrgeldeinnahmen oder Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des
Jahres 2019 nicht durch Einnahmen aus Fahrgeldern und vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die Umsetzung des
Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 oder aus allgemeinen
Vorschriften im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gedeckt werden kénnen.

Leistungsempfanger

Empfanger sind Aufgabentrager und Aufgabentragerorganisationen des OPNV im Sinne des Gesetzes iiber den &ffent-
lichen Personennahverkehr in Bayern (BayOPNVG).

Leistungsvoraussetzungen

'Soweit die Empfanger flir Verkehrsleistungen nicht erlésverantwortlich sind, reichen sie die Billigkeitsleistungen an die
das wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in entsprechender Anwendung der Nr. 4.3 und nach den
Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 mittels allgemeiner Vorschriften oder 6ffentlicher Dienstleistungsauftrage
oder Uber andere beihilferechtlich zulassige Instrumente diskriminierungsfrei aus. 2Die Erlésverantwortlichen sind zu
verpflichten, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung fir das Deutschlandticket teilzunehmen, die hierflr
erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenanspriiche vollumfanglich geltend zu machen und gegebe-
nenfalls diese Anspriiche UberschieRende Einnahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben.

Art und Umfang, Hohe der Billigkeitsleistungen

Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung gemaf Art. 53 BayHO.
Es erfolgt ein Ausgleich in Héhe von 100 Prozent der ausgleichsfahigen nicht gedeckten Ausgaben.
Die ausgleichsfahigen nicht gedeckten Ausgaben sind wie folgt zu ermitteln:

'Fiir jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Ubergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif, Beférderungsbedingungen DB
(BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwischen den um die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 2024
hochgerechneten tatséchlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019 und den tatsachlichen Fahr-
geldeinnahmen der jeweiligen Monate des Jahres 2024 nach MaRgabe der Nrn. 4.3.1.1 und 4.3.1.2 ausgleichsfahig.
2MaRgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer). *Die Verbundorganisationen haben den
Empféngern die fiir die Antragstellung erforderlichen Daten zu liefern. *Einnahmen aus dem erhéhten Beférderungsent-
gelt werden nicht bertcksichtigt.

1Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar bis Dezember 2024 hochgerechneten Fahr-
geldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat verkauften beziehungsweise dem Verbund gemel-
deten Fahrausweise der jeweiligen Kartenart und Preisstufe der Monate Januar bis Dezember 2019 mit den fur diese
Kartenart und fur die im Gultigkeitszeitraum entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 2024 geneh-
migten Preisen zu multiplizieren. ?Preisanpassungen, die ab dem 1. Januar 2024 wirksam wurden, sind im Wesentlichen
gleichmaRig fiir alle Kartenarten und alle Preisstufen vorzunehmen. 3Lassen sich in Einzelféllen keine entsprechenden
Referenzpreise zuordnen oder handelt es sich um stiickzahlunabhangige Pauschalangebote, ist die aus der Berechnung
nach Satz 1 abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung fiir die Hochrechnung maRgebend. “Wenn auf-
grund einer grundlegenden Anderung der Tarifstruktur, die nach dem 15. Januar 2023 wirksam wurde, ein Vergleich zu
den Tarifarten und Preisstufen des Jahres 2019 nicht mdglich ist, werden die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf
Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 ermittelt und Uber die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf
2024 fortgeschrieben. SWurden die Preise fiir Tickets mit nicht deutschlandweiter Gliltigkeit nach dem 15. Januar 2023
abgesenkt, sind fur diese Tickets die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar
2023 zu ermitteln und iber die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fortzuschreiben. 8Ubersteigt in
2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung gegeniiber dem mit Stand vom 1. Oktober 2023 beantragten
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Tarif mit Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8 Prozent, darf fiir die Ermittlung der hochgerechneten Fahrgeld-
einnahmen der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen Preisstufe nur eine Steigerungsrate von 8 Prozent zu Grunde gelegt
werden. 7Als pauschaler Ausgleich der durch die Einfiihrung des Deutschlandtickets entfallenden prognostizierten Ein-
nahmesteigerungen aus positiven Verkehrsmengeneffekten in den Jahren 2023 und 2024 werden die nach den Satzen
1 bis 6 ermittelten Fahrgeldeinnahmen flr beide Jahre um insgesamt 2,6 Prozent erhdht. 8Die nach den Séatzen 1 bis 7
ermittelten hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhaltnis der Veranderung der tatsachlich erbrachten Be-
triebsleistungen in Fahrzeug-, Wagen- beziehungsweise Zug-Kilometern im Kalenderjahr 2024 gegenuiber dem Kalen-
derjahr 2019 im Gebiet des Empfangers nach Nr. 2 fortzuschreiben. °Als Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Pro-
zent der prozentualen Steigerung beziehungsweise prozentualen Verminderung der Betriebsleistungen im Gebiet des
Empfangers nach Nr. 2 anzusetzen. "°Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten nach Einnah-
menaufteilung im jeweiligen Bundesland zum 31. Januar 2024 die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten zum
30. April 2023 um mehr als 10 Prozent, sind die nach den Satzen 1 bis 9 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um den Uber
die Bagatellgrenze von 5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz fiir alle Empfanger im Land abzusenken. ''Bei Verbund-
tarifen, Ubergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif sind die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen
gemal der Einnahmenaufteilung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlissels fur das Jahr 2024 der jeweiligen Ver-
bundorganisation zu verteilen, der ohne die Einfuhrung des Deutschlandtickets gegolten hatte.

1Zur Berechnung der beim Deutschlandticket anzusetzenden tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis
Dezember 2024 sind die tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen einschlieRlich der Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutsch-
landticket zu ermitteln. 2Fiir Jobtickets und das bundesweite solidarische Semesterticket zum Deutschlandticket sind die
tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen ansetzbar, soweit dabei die abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen an-
gewendet wurden. 3Fir das ErmaRigungsticket zum Deutschlandticket sind bei der Ermittlung der Fahrgeldeinnahmen
die reguléren Einnahmen aus dem Deutschlandticket ohne ergdnzende ErméaRigung anzusetzen. *Die Vornahme wei-
terer Absetzungen von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket insbesondere fiir die Deckung von Ver-
triebsaufwendungen ist nicht zulassig. SWurden die Preise fiir Tickets mit nicht deutschlandweiter Gliltigkeit nach dem
15. Januar 2023 abgesenkt, sind bei der Ermittlung der tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen fir die Berechnung des Aus-
gleichs fur alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gultigkeit mit Ausnahme von im Solidarmodell verkauften Studieren-
dentickets alle verkauften Tickets mit den am 1. Januar 2023 geltenden und (ber die durchschnittliche prozentuale
Tarifanpassung auf 2024 fortgeschriebenen gegebenenfalls den Preis des Deutschlandtickets auch (bersteigenden
Preisen anzusetzen. ®Ubersteigt in 2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung der jeweiligen Kartenart in
der jeweiligen Preisstufe gegentuber dem mit Stand vom 1. Oktober 2023 beantragten Tarif mit Stand vom 31. Dezember
2023 um mehr als 8 Prozent, kdnnen fir die Ermittlung der tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Kartenart
in der jeweiligen Preisstufe die Preise zu Grunde gelegt werden, die bei einer Tarifanpassung von 8 Prozent zu zahlen
gewesen waren. "Bei Verbundtarifen, Ubergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutsch-
landticket sind die so ermittelten tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen gemaR der Einnahmenaufteilung unter Zugrundele-
gung des Aufteilungsschlissels fiir das Jahr 2024 der jeweiligen Verbundorganisation sowie gemaf der Einnahmeauf-
teilung fir das Deutschlandticket zu verteilen.

1Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezem-
ber 2016 (BGBI | S. 3234), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Juni 2023 (BGBI 2023 | Nr. 146) geandert
worden ist, sind die um die Tarifanpassungen gemaf Nr. 4.3.1.1 hochgerechneten erstattungsfahigen Fahrgeldeinnah-
men des Zeitraumes Januar bis Dezember 2019 beziehungsweise die nach MaRRgabe der Nr. 4.3.1.2 errechneten er-
stattungsfahigen Fahrgeldeinnahmen fir den Zeitraum Januar bis Dezember 2024 zu ermitteln und fur diese die Erstat-
tungsleistung aufgrund des fur das Jahr 2024 festgelegten oder nachgewiesenen Vomhundertsatzes zu berechnen.
2MaRgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Ubergangstarifen, lan-
desweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket gemaR der nach Nr. 4.3.1.1 fiir die hochgerechneten
erstattungsfahigen Fahrgeldeinnahmen beziehungsweise gemafl Nr. 4.3.1.2 fur die tatsachlichen erstattungsfahigen
Fahrgeldeinnahmen maRgebenden Einnahmenaufteilung. *Ausgleichsfahig ist die Differenz der so errechneten Betrage
fur die jeweiligen Verkehrsleistungen.

In der Nr. 4.3.1 entsprechenden Weise ist die ebenfalls ausgleichsfahige Minderung anderer Ausgleichszahlungen aus
allgemeinen Vorschriften zu berechnen. 2Einsparungen der Empfanger nach Nr. 2 bei Leistungen aus allgemeinen Vor-
schriften sind gegenzurechnen.

1Zur anteiligen Deckung der Umsetzungskosten des Deutschlandtickets durch entstandene Vertriebsmehrkosten in der
Umsetzungsphase 2024 wird den Empfangern beziehungsweise Uber diese den Verkehrsunternehmen, die — selbst
oder mittelbar tber ihre Vertriebsdienstleister — das Deutschlandticket vertreiben folgende Pauschale gewahrt: 2Fir je-
des als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket wird pro Monat seiner Giiltigkeit jeweils ein Betrag von 1,50 Euro gewahrt.
3Fir jedes nicht als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket wird pro Monat seiner Gliltigkeit jeweils ein Betrag von 1,20
Euro gewahrt. “MaRgeblich ist im ersten Schritt die tatsachlich verkaufte Zahl von Monatsstiicken Deutschlandtickets
vor Einnahmeaufteilung; ergibt sich aus dem spéateren Zuscheidungsbetrag im Rahmen der Einnahmeaufteilung rech-
nerisch eine andere Zahl von Tickets, so ist dies unbeachtlich. 5Von der so ermittelten Ticket-Anzahl ist in einem zweiten
Schritt der nachfolgende Abzug vorzunehmen, um auch vor Einfihrung bereits vorhandene Vertriebskosten zu bertck-
sichtigen: ®Fir jedes am 30. April 2023 bestehende Abonnement (Kundenzahl) wird ein Abzug von 8 Tickets als Chip-
karte vorgenommen. “MaRgeblich ist dabei die Kundenzahl, die nach Nr. 5.4.4, Satze 1 bis 4 der Muster-Richtlinien zum
Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im o6ffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandti-
cket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 20. Marz 2023 (veréffentlicht unter: https://infoportal.mo-
bil.nrw/koordinierungsrat.html) fiir den Ausgleich 2023 ermittelt wurde. 8Es ist durch geeignete vertragliche Regelungen
mit den fiir den Vertrieb beauftragten Dienstleistern sicherzustellen, dass die Pauschalen aufwandsgerecht ausgereicht
werden. °Flhrt die Berechnung der Vertriebspauschale zu einem negativen Betrag, ist dieser nicht als Ersparnis zu
berticksichtigen. "°Nicht erstattungsfahig sind erhéhte Ausgaben flir zusétzliche Betriebsleistungen.
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Der Ausgleich fur die erganzende ErmaRigung des ErmaRigungstickets ergibt sich aus der Differenz zwischen den nach
Nr. 4.3.1.2 Satz 3 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der
ErmaRigungstickets.

Die Summe der gemaf den Nrn. 4.3.1 bis 4.3.5 errechneten Minderungen ist der ausgleichsfahige Betrag.

Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer Aufgabentrager und kénnen die nicht
gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im jeweiligen Gebiet der Aufgabentrager zugeordnet werden,
sind diese auf der Grundlage der im Gebiet des jeweiligen Aufgabentragers erbrachten Fahrzeug-, Wagen- beziehungs-
weise Zugkilometer des Kalenderjahres 2024 den Aufgabentragern zuzuordnen. 2Die beteiligten Aufgabentrager oder
Bewilligungsbehorden kénnen eine abweichende Aufteilung vereinbaren.

Sofern Empfanger Abschlagszahlungen erhalten haben, sind diese auf den nach Nr. 4.3 ermittelten Ausgleichsbetrag
anzurechnen.

Neben dem nach Nr. 4.3 ermittelten Ausgleichsbetrag erhalten Verkehrsverbiinde, die Verkehrsunternehmen des ver-
bundfreien Raumes im Rahmen des Vertriebs sowie der Einnahmenaufteilung beim Deutschlandticket unterstiitzen
(Verbund-Patenschaften), fir im Rahmen der Unterstiitzung zu leistende tatsachliche Aufwendungen einen Ausgleich
in Form einer Einmalzahlung in Héhe von maximal 60 000 Euro je Verkehrsverbund.

Sonstige Bestimmungen

'Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeitsleistungen nach Nr. 3 an Verkehrsunternehmen eine Uber-
kompensation der aus der Einfihrung des Deutschlandtickets einschlieBlich des ErmaRigungstickets resultierenden
wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. 2Soweit die beihilferechtliche Rechtfertigung aus der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 erfolgt, diirfen bei der Uberkompensationspriifung aus Griinden der Gleichbehandlung als MaRstab auch
nur die Mindestanforderungen aus dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 zur Anwendung kommen. *Der
finanzielle Nettoeffekt berechnet sich aus der Summe der (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erflllung der
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwendung des Deutschland-
ticket-Tarifs auf die Einnahmen des Verkehrsunternehmens sowie auf seine Kosten (Vertriebsmehrkosten), soweit diese
als zusétzlicher Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden. 4Im Hin-
blick auf die Vertriebsmehrkosten wird gepriift, ob die Voraussetzungen der Nr. 4.3.4 vorliegen. *Sonstige Kosten des
Verkehrsunternehmens sind nicht Gegenstand dieser Uberkompensationskontrolle.

'Die Empfanger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um subventionserhebliche Tatsachen im Sinne
von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und dass Subventionsbetrug nach dieser Vorschrift strafbar ist. 2Eine Doppel-
férderung ist ausgeschlossen.

'Die Empfanger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird, dass die erforderlichen Daten fiir das Monitoring und die
Einnahmeaufteilung geman der aktuell gultigen Fassung des Beschlusses des Koordinierungsrates fir ein bundeswei-
tes Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des ,Leipziger Modellan-
satzes" fristgerecht an die von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V., der
Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e. V. und dem Bundesverband
SchienenNahverkehr e. V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet werden. 2Die Meldung der Deutschlandtickets an die
Clearingstelle erfolgt bis zum 20. Kalendertag des Folgemonats. *Die Meldung der Verkéaufe aller tibrigen Fahrausweise
erfolgt bis zum 50. Tag nach Ende eines Monats. “Die Meldung der vorlaufigen Soll-Einnahmen inklusive tariflicher
Fortschreibung gemaf den Bestimmungen dieser Richtlinien erfolgt einmalig monatsscharf fir das gesamte Jahr 2024
bis zum 20. Februar 2024, sie sind erforderlichenfalls unverzuglich zu korrigieren oder zu aktualisieren.

'Die Empfanger sind zu verpflichten, bis zum 31. Méarz 2026 die tatséchlich entstandenen nicht gedeckten Ausgaben
auf der Grundlage der in Nr. 4.3 genannten Berechnungsmethode nachzuweisen. 2Dem Nachweis sind insbesondere
Bestatigungen der Verbundorganisationen uber die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019
und die Einnahmeaufteilungen sowohl fur die nach Nr. 4.3.1.1 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen als auch fir die
nach Nr. 4.3.1.2 ermittelten tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis Dezember 2024 sowie eine Be-
scheinigung eines Wirtschaftspriifers tber die Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und 2024 im Haustarif beziehungs-
weise nach BBDB beizufligen. *Weiterhin ist jeder Leistungsempféanger zu verpflichten, dem Nachweis die Anzahl der
Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne der Nr. 4.3.1.1 zu den Stichtagen 30. April 2023 und 31. Januar 2025 beizu-
legen. “Die Bewilligungsbehdrde kann weitere Unterlagen anfordern.

'Die Empfanger sind zu verpflichten, bis zum 31. Mérz 2026 die Anzahl der verkauften ErmaRigungstickets nachzuwei-
sen. ?Diese Zahlen und daraus resultierende Mindereinnahmen sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie
den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). *Die Angaben betreffend die Studierenden
sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets beziehungsweise ohne Semesterticket darzustellen.

Die Empfanger von Leistungen gemaR Nr. 4.5 sind zu verpflichten, bis spatestens 31. Marz 2026 die tatsachlichen
Aufwendungen fur den Zeitraum April 2023 bis Mai 2024 nachzuweisen.

'Billigkeitsleistungen, die iber den reinen Ausgleich der nicht gedeckten Ausgaben nach Malgabe der Nr. 4.3 bezie-
hungsweise die tatsachlichen Aufwendungen fur Zwecke gemaR Nr. 4.5 hinausgehen, sind vom Empfanger zuriickzu-
fordern. 2In der Regel sind die zuriickgeforderten Betrége nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist erstattet
werden. 3Sollte sich herausstellen, dass der tatsachliche ausgleichsfahige Betrag den prognostizierten Ubersteigt, ist
eine Anpassung der gewéahrten Billigkeitsleistung vorzunehmen. “Satz 3 gilt nicht fiir die Leistungen nach Nr. 4.5.
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Der nach diesen Richtlinien gewahrte Ausgleich kann ganz oder teilweise zuriickgefordert werden, wenn der Empfanger
die Auflagen nach den Nrn. 5.2 bis 5.7 nicht oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfullt hat.

Verfahren

'Ein Antrag auf Gewahrung der Billigkeitsleistungen ist bis zum 30. September 2024 zu stellen. ?Die Bewilligungsbe-
hérde kann verspétete Antrage zulassen. ®Der Antrag hat die Berechnung beziehungsweise Schatzung der voraussicht-
lichen nicht gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in der Nr. 4.3 genannten Berechnungsmethode sowie eine
Erklarung zur Hohe der bereits erhaltenen Abschlagszahlungen im Sinne der Nr. 4.4 zu enthalten. *Sofern ein Antrag
auf Einmalzahlung gemal Nr. 4.5 gestellt wird, sind die unterstitzenden Verkehrsverblinde und die Verkehrsunterneh-
men, die unterstitzt werden, anzugeben.

"Bewilligungsbehérde fiir die Unternehmen des Schienenpersonennahverkehrs und die Bayerische Eisenbahngesell-
schaft mbH ist das Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr. 2Bewilligungsbehérde fir die (ibrigen Antragsteller
ist die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Leistungsempfanger seinen Sitz hat.

Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen (iber die Minderungen geman der Nr. 4.3.1 sowie weitere be-
grindende Unterlagen beizufiigen.

'Die Leistungsempfanger erhalten auf Antrag bis zur Bewilligung der nach Nr. 6.1 zu beantragenden Billigkeitsleistung
Abschlagszahlungen nach MaRRgabe der Nrn. 6.4.1 bis 6.4.3. 2In den Fallen der Nr. 4 reichen die Leistungsempfanger
die Vorauszahlungen aus.

'Die Leistungsempfanger erhalten fiir die Monate Januar 2024 bis April 2024 auf Antrag eine erste Abschlagszahlung
in Héhe von 50 Prozent der fiir das Jahr 2023 vorlaufig flir das Deutschlandticket gewéahrten Ausgleichsleistungen. 2Der
Antrag auf die erste Abschlagszahlung ist bis zum 29. Februar 2024 (iber das DTBY Portal zu stellen. 3Die Auszahlung
der ersten Abschlagszahlung erfolgt ab dem 1. Méarz 2024. “Fiir die Monate Mai bis August 2024 erhalten die Leistungs-
empfanger auf Antrag eine zweite Abschlagszahlung entsprechend dem fiir dem Zeitraum Mai bis August 2024 entspre-
chend den Vorgaben des DTBY Portals prognostizierten Mittelbedarf fir das Jahr 2024. 5Der Antrag auf die zweite
Abschlagszahlung ist bis zum 30. April 2024 (iber das DTBY Portal zu stellen. Die zweite Abschlagszahlung wird in
monatlichen Tranchen jeweils ab dem 20. der Monate Mai, Juni, Juli und August 2024 ausgezahit. "Eine dritte Ab-
schlagszahlung fir die Monate September bis Dezember 2024 wird auf Antrag entsprechend des voraussichtlichen
Bedarfs gewahrt. Die Antragsfrist, die Vorgaben zur konkreten Ermittlung des voraussichtlichen Bedarfs und die kon-
krete Abwicklung der dritten Abschlagszahlung richtet sich nach den entsprechenden, durch das Staatsministerium fiir
Wohnen, Bau und Verkehr festzulegenden Vorgaben im DTBY Portal. °Die Auszahlung der dritten Abschlagszahlung
erfolgt entsprechend dem in Satz 6 vorgesehenen Vorgehen in monatlichen Tranchen. '°Der Betreiber des DTBY Portals
ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur
Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.

Zusétzlich zu den Abschlagszahlungen gemaR Nr. 6.4.1 erhalten die Aufgabentrager auf Antrag Abschlagszahlungen
auf die Ausgleichsleistungen fir die Mindereinnahmen aus dem ErmaRigungsticket wie folgt: 2Jeweils zum 20. des auf
die Glltigkeit des jeweils ausgegebenen Tickets folgenden Monats kdnnen Abschlagszahlungen tber das DTBY Portal
beantragt werden. *Hierzu ist die Anzahl der jeweils ausgegebenen gliltigen ErmaRigungstickets zu melden. “Die Hohe
der Abschlagszahlung betragt je gemeldetem verkauften ErmaRigungsticket 20 Euro. SDer Betreiber des DTBY Portals
ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur
Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.

Das Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr kann im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen
und fur Heimat ergédnzende Regelungen uber Abschlagszahlungen treffen.

Die Modalitaten der Auszahlung werden im Bewilligungsbescheid naher geregelt.

Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Empfangern der Leistungen Prifungen gemaf Art. 91 Abs. 1 Satz 1
Nr. 4 BayHO durchzufiihren.

Inkrafttreten/AuBerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft und am 30. Juni 2026 aul3er Kraft.

Anlage: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermaRigten Deutschlandticket fir Auszubildende, Studierende und Freiwil-

ligendienstleistende (ErmaRigungsticket) ab dem 1. Januar 2024

Dr. Thomas Gruber
Ministerialdirektor
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Anlage: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermaRigten Deutschlandticket fur Auszubildende, Studierende und Freiwil-

3.2

3.3

ligendienstleistende (ErmaRigungsticket) ab dem 1. Januar 2024
Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets

Fir das ErmaBigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets in der jeweils geltenden
Fassung (vergleiche Anlage). Dies umfasst insbesondere die monatliche Kiindbarkeit und den digitalen Vertrieb.

Definition ErméaBigungsticket

Das ErmaRigungsticket als Tarifangebot fiir Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende im Freistaat
Bayern ist eine beim Erwerb rabattierte Version des Deutschlandtickets. Das ErmaRigungsticket ist um 20 Euro gegen-
Uber dem regularen Deutschlandticket rabattiert. Der ErmaRigungsbetrag wird vom Freistaat Bayern finanziert.

Berechtigtenkreis

Folgende Gruppen sind zum Erwerb des ErmaRigungstickets berechtigt:
a) Auszubildende (zur Definition siehe Nr. 3.2),
b)  Studierende (zur Definition siehe Nr. 3.3),

c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition sieche Nr. 3.4).

Als Auszubildende werden definiert:

- Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und vergleich-
bare Falle. Dies umfasst Menschen mit Behinderung und Menschen, die von einer Behinderung bedroht sind, die
eine Ausbildung im Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den Auszubildenden mit Vertrag nach § 10
Abs. 1 BBIG sind vergleichbar die Teilnehmenden an VorschaltmaRnahmen der arbeitsweltbezogenen Jugendsozi-
alarbeit in Jugendwerkstatten in Vorbereitung auf eine Ausbildung.

- Schilerinnen und Schiiler an einer Berufsschule/-fachschule gemafR Art. 11, 13 Bayerisches Gesetz uber das Er-
ziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem vergleichbar sind Schilerinnen und Schiiler am Lehrgang geprufte
agrartechnische Assistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsordnung fir staatlich geprifte agrartechnische
Assistentinnen und Assistenten.

- Schilerinnen und Schiiler des Staatsinstituts fir die Ausbildung von Fachlehrern und des Staatsinstituts fir die
Ausbildung von Forderlehrern gemaR Art. 120 BayEUG (in Verbindung mit Zulassungs-, Ausbildungs- und Prufungs-
ordnung fir die Erste Lehramtspriifung von Fachlehrkraften beziehungsweise Studienordnung fiir das Staatsinstitut
fur die Ausbildung von Foérderlehrern).

- Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG.

- Beamtenanwarterinnen und Beamtenanwarter der Qualifikationsebene | und Il in der Ausbildungszeit nach Art. 8
Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz (LIbG).

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen konnen kiinftig als bezugsberechtigte Auszubildende anerkannt werden,
soweit diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind. Fur die 6rtliche Berechtigung muss der ge-
meldete Hauptwohnsitz oder der Schulort in Bayern liegen.

Als Studierende werden definiert:

Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG)
- Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 Satze 1 bis 3 BayHIG

- Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG

- Beamtenanwarterinnen und Beamtenanwarter der Qualifikationsebene Il in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 LIbG und vergleichbare Studierende, welche die Qualifikation fir eine Fachlaufbahn auerhalb eines
Beamtenverhaltnisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Gesetz uber die
Hochschule fur den &ffentlichen Dienst).

Studierende neuer Einrichtungen kénnen kiinftig als bezugsberechtigte Studierende anerkannt werden, soweit diese mit
den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind. MafRgeblich fiir den Erwerb ist der Studienort in Bayern.

Verkehrsunternehmen kénnen auch Studierenden mit Hauptwohnsitz in Bayern an den am gemeinsamen Semesterti-
cket beteiligten Hochschulen den Erwerb des ErmaRigungstickets ermdglichen, wenn alle der im Folgenden aufgefiihr-
ten Voraussetzungen erflllt sind:

- Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber innerhalb Deutschlands in einem bundeslandertbergrei-
fenden lokalen Verkehrsverbund mit einem gemeinsamen Semesterticket fur die bayerischen und auerbayerischen
Hochschulen.
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- Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen.

- Im Bundesland des Studienortes gibt es fur den Studierenden kein Angebot fir ein ermaRigtes Deutschlandticket
fur Studierende.

Als Freiwilligendienstleistende gelten:
- Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz Uber den Bundesfreiwilligendienst und

- Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Férderung von Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges soziales
Jahr/Freiwilliges 6kologisches Jahr, et cetera)

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern.
Zeitliche Berechtigung zum Neubezug

Ein Neubezug des ErmaRigungstickets (durch Neuabschluss beziehungsweise Wiederaufleben eines Abo-Vertrags) ist,
solange keine taggenaue Giiltigkeit des Deutschlandtickets gegeben ist, fur all jene gesamten Monatszeitraume mdglich,
in denen mindestens zehn Kalendertage im nachgewiesenen Berechtigungszeitraum (Semester, Ausbildungsjahr,
Dienstzeitraum et cetera) liegen.

Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung fiir Studierende

Der Gesamtpreis fiir das ErméaRigungsticket inklusive des geleisteten Beitrages fiir ein vor Ort bestehendes solidarisches
Semesterticket (sofern vorhanden) liegt 20 Euro unter dem jeweils aktuellen Preis des regularen Deutschlandtickets.
Beim Erwerb durch Studierende, deren Studierendenwerk fir sie ein verpflichtendes solidarisches Semesterticket ver-
einbart hat, ist von den Vertriebsstellen des ErmaRigungstickets (zum Beispiel Verkehrsunternehmen bzw. sonstige fiir
den Vertrieb verantwortlichen Stellen wie zum Beispiel Verbundorganisationen oder Vertriebsdienstleister) der durch
den Studierenden geleistete Solidarbeitrag fir ein Semesterticket mit einem Sechstel beim Bezugspreis des ErmaRi-
gungstickets monatlich anzurechnen.

Berechtigungspriifung fiir den Erwerb des ErmaRigungstickets
Berechtigungsprifung fur Auszubildende und Freiwilligendienstleistende

Die Berechtigung fur den Erwerb des ErmaRigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und danach spatestens nach
Ablauf von jeweils 12 Monaten durch ein geeignetes Verfahren durch die Vertriebsstelle des ErmaRigungstickets zu
prufen. Die Berechtigungsprifung soll auch unterjahrig durchgefiihrt werden kénnen; das Prifungsergebnis gilt jeweils
fur 12 Monate, maximal jedoch bis zum Ablauf der Ausbildungs-/Dienstzeit. Die Vertriebsstelle kann auch kirzere Fristen
vorsehen. Hierbei ist primar ein vom Freistaat Bayern bereitgestelltes, einheitliches Formular als Berechtigungsnachweis
zu nutzen. Das genaue Verfahren sowie mogliche Alternativen werden im Anhang ,Regelungen zur Berechtigungsprui-
fung fiir den Erwerb des ErméaRigungstickets” definiert.

Berechtigungsprufung fur Studierende

Die Berechtigung fir den Erwerb des ErmaRigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und danach mindestens zu Be-
ginn jedes Semesters zu prifen. Hierbei sollte ein elektronischer Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (soge-
nanntes ,Shibboleth-Verfahren®) genutzt werden. Das genaue Verfahren sowie mogliche Alternativen werden im Anhang
»Regelungen zur Berechtigungsprifung fur den Erwerb des Ermafigungstickets” definiert. Fir Trimester gilt sinngeman
dasselbe wie fiir Semester.

Behandlung von ErmaRigungstickets im Ausgleichsverfahren

Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprifung gemaf Nr. 6.1 bei Auszubildenden und Freiwilligen-
dienstleistenden und Nr. 6.2 bei Studierenden sowie die im Anhang ,Regelungen zur Berechtigungsprifung fir den
Erwerb des ErmaRigungstickets” definierten Kriterien eingehalten hat, werden vom Freistaat Bayern auch ohne giiltigen
Berechtigungsnachweis ausgegebene ErmaRigungstickets im Rahmen des Ausgleichsanspruchs akzeptiert.

Ergibt eine nachtraglich durchgefiihrte Berechtigungspriifung, dass im bereits vergangenen Bezugszeitraum keine Be-
rechtigung fiir einen Erwerb des Ermafigungstickets bestand, dann muss die Vertriebsstelle das Abonnement entweder
als regulares Deutschlandticket ohne ErmaRigung fortfiihren und den hierfir jeweils aktuell geltenden monatlichen Preis
erheben, oder das Abonnement kindigen
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Anhang zur Anlage — Regelungen zur Berechtigungsprifung fir den Erwerb des ErmaRigungstickets ab 1. Januar 2024

1.1

1.2

1.3

Berechtigungspriifung fiir Auszubildende und Freiwilligendienstleistende

Die Berechtigungsprifung fur Auszubildende und Freiwilligendienstleistende regelt Nr. 6.1 der Anlage. Nachfolgend
werden Regelverfahren (Nr. 1.1) und alternative Verfahren (Nr. 1.2) konkretisiert.

Regelverfahren

Auszubildende und Freiwilligendienstleistende missen eine Bestatigung durch die Schule, Dienststelle (bei Beamten-
anwarterinnen und -anwartern) oder den Trager des Freiwilligendienstes vorlegen, deren Ausstellungsdatum nicht 1an-
ger als zwei Monate zurlickliegen darf. Hierbei ist das einheitliche Formular, welches vom Freistaat Bayern zum Down-
load auf einer Webseite (bahnland-bayern.de/de/ermaessigungsticket) und bei den Vertriebsstellen zur Verfigung ge-
stellt wird, als Berechtigungsnachweis zu nutzen.

Auf dem Formular ist festgehalten, dass 14 Tage Vorbestellfrist gelten. Alle in diesem Sinne rechtzeitig eingehenden
Bestellungen sollen daher fristgerecht bearbeitet werden. Ein schnelleres Abwickeln der Bestellung ist gleichwohl mog-
lich.

Fir die Berechtigungspriifung wird eine Liste der beruflichen Schulen, Dienststellen und Freiwilligendienst-Trager zur
Verfligung gestellt. Diese wird vor Beginn des jeweiligen Ausbildungsjahres und, soweit Schulen, Dienststellen oder
Trager wegfallen oder neu hinzukommen, aktualisiert.

Wenn Auszubildende in einem Ausbildungsverhaltnis mit einem Ausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 BBIG sind, aber
generell keine Berufsschule besuchen, kann in diesem Fall anstelle der Bildungseinrichtung die zustandige Industrie-
und Handelskammer beziehungsweise Handwerkskammer die Berechtigung priifen und das Formular bestatigen.

Ein geeignetes Verfahren der Uberpriifung der Berechtigungsnachweise ist anzuwenden. Dabei sind folgende Priifmerk-
male relevant:

von der Bildungseinrichtung (beziehungsweise Dienststelle fir Beamtenanwarter/innen oder Trager fur Freiwilligen-
dienstleistende) unterschriebene und gestempelte Bestatigung, dass der Ticketnutzer zum Berechtigungskreis des Er-
mafigungstickets zahlt,

Lage der Bildungseinrichtung (beziehungsweise Dienststelle/Dienstort fiir Beamtenanwarter/innen und Freiwilligen-
dienstleistende) in Bayern oder Lage des Hauptwohnsitzes (so wie vom Ticketnutzer angegeben) in Bayern, Ausstel-
lungsdatum des Bestatigungsformulars nicht alter als zwei Monate,

voraussichtliches Ausbildungs-/Dienstende (wie von Schule/Dienststelle/Trager angegeben): Falls es weniger als 12
Monate in der Zukunft liegt, ist dieses Enddatum als Auslaufdatum des Abonnements zu lbernehmen. Dabei soll die
Abolaufzeit auf ganze Monate aufgerundet werden.

Alternative Verfahren

Als Alternativen zur Berechtigungsprifung gemal dem Regelverfahren kdnnen die Vertriebsstellen weitere Verfahren
einsetzen. Diese sind mit dem Freistaat vorher abzustimmen:

a) Nutzung bestehender Schnittstellen zu den Arbeitgebern, zum Beispiel Uber Jobticket-Portale. Hieriiber kénnten
Arbeitgeber die Berechtigung sowie Ausbildungsdauer bestatigen, ohne dass Schulen/Dienststellen tatig werden
mussen.

b) Nutzung bestehender Schnittstellen zu Auszubildenden-Datenbanken der Ausbildungskammern, die Uber eine da-
tenschutzkonforme Abfrage eine sofortige Aussage Uber das Vorliegen und das voraussichtliche Auslaufdatum eines
Ausbildungsverhaltnisses zulassen, zum Beispiel ,AzubiCard®.

c) Die Nutzung anderer geeigneter Nachweise ist hilfsweise bei erstmaliger Bestellung gestattet, wenn anders keine
fristgerechte Umsetzung des Verkaufs an Auszubildende und Freiwilligendienstleistende mdglich wird. Bei jeder
erneuten Berechtigungsprifung kann der Nachweis dann nur noch tber die Verfahren nach Nr. 1.1, 1.2 Buchst. a
und 1.2 Buchst. b erfolgen. Darauf ist bereits bei der Erstbestellung durch den Vertriebspartner hinzuweisen.

Verfahren bei Anspruch auf Schulwegkostenfreiheit

Bei Auszubildenden, die als Berufsschuler/innen unter die Schulwegkostenfreiheit nach den Bestimmungen des Geset-
zes Uber die Kostenfreiheit des Schulweges (SchKfrG) fallen, gentigt die Ticketbestellung durch den zustandigen Trager
der Schilerbeférderung als Berechtigungsnachweis. Eine zusatzliche Uberprifung mit dem Nachweisformular nach
Nr. 1.1 ist nicht erforderlich.

Berechtigungspriifung fiir Studierende

Die Berechtigungspriifung fiir Studierende regelt Nr. 6.2 der Anlage. Nachfolgend werden Regelverfahren (Nr. 2.1) und
alternative Verfahren (Nr. 2.2) konkretisiert.
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Bei krummen Semesterdauern beziehungsweise bei tagesgenauem Abostart (falls dieser kiinftig eingefihrt wird) soll
die Abolaufzeit am Semesterende auf ganze Monate aufgerundet werden.

Regelverfahren

Bei der Berechtigungsprufung ist ein geeignetes elektronisches Verfahren mit Datenabgleich mit der jeweiligen Hoch-
schule beim Vertrieb des Tickets anzuwenden. Hierbei sollte nach Mdglichkeit das Shibboleth-Verfahren genutzt wer-
den.

Alternative Verfahren

Neben dem Shibboleth-Verfahren kénnen auch bestehende, alternative Datenschnittstellen vor Ort genutzt werden,
wenn diese ebenfalls aktuell gepflegt sind und dazu geeignet sind, bei Abfrage eine sofortige Aussage Uber das Vorlie-
gen und das voraussichtliche Auslaufdatum einer Immatrikulation zu erzeugen. Nur Studierende an bayerischen Hoch-
schulen, die weder das Shibboleth-Verfahren noch andere Datenschnittstellen zu den Vertriebsstellen bereitstellen kon-
nen, kdnnen das ErmaRigungsticket durch Vorlage des Berechtigungsnachweises im Online-Verkauf entsprechend des
Verfahrens bei den Auszubildenden gemafR Nr. 1.1 beziehungsweise Nr. 1.2 erwerben. Hierzu muss die Hochschule
das bayernweit einheitliche Berechtigungsformular manuell abstempeln und unterschreiben und somit die Immatrikula-
tion des Studierenden bestatigen. Fur die Berechtigungsprifung wird eine Liste der betroffenen Hochschulen zur Verfi-
gung gestellt. Diese wird jeweils vor Semesterbeginn aktualisiert.

Ein geeignetes Verfahren der Uberpriifung der Berechtigungsnachweise ist anzuwenden. Dabei sind folgende Priifmerk-
male kumulativ relevant:

von der Hochschule unterschriebene und gestempelte Bestatigung, dass der Ticketnutzer im angefragten Semester/Tri-
mester ordnungsgemaf eingeschrieben ist,

Lage der Hochschule (Studienort) in Bayern, oder Hauptwohnsitz in Bayern und Zugehorigkeit zu einer Hochschule mit
bundeslanderiibergreifenden Semesterticket im Sinne der Nr. 3.3 der Anlage,

Ausstellungsdatum des Bestatigungsformulars nicht alter als zwei Monate.

Ubergangsregelung

Fir die Einfuhrungsphase, in der Regel bis zum Ende des Wintersemesters 2023/24, ist die Anwendung weiterer geeig-
neter Verfahren der Berechtigungsprifung tber die alternativen Verfahren gemaf Nr. 2.2 hinaus mdoglich, wenn nicht
rechtzeitig die Anbindung fir das Shibboleth-Verfahren abgeschlossen werden kann.

Hierbei ist ein den alternativen Verfahren entsprechendes, geeignetes Verfahren der Uberpriifung der Berechtigungs-
nachweise anzuwenden (vergleiche Nr. 2.2).

Priifung der Berechtigungsnachweise

Bei Verkaufen des ErmafRigungstickets ist, falls die Personalkapazitat dies erfordert, eine stichprobenartige Prifung der
Nachweise fiir die Berechtigung ausreichend. Die Stichprobe muss bis 31. Januar 2024 mindestens 15 Prozent und bis
30. April 2024 mindestens 30 Prozent der pro Kalenderwoche hochgeladenen beziehungsweise eingereichten Berech-
tigungen betragen.

Um die Prifquote feststellen zu kdnnen, sollte das Prifergebnis (ja/nein/ungeprift) in geeigneter Form dokumentiert
werden.

Datenschutz

Die Berechtigungsnachweise sollen nach Vorlage der Verwendungsnachweise fir finf Jahre aufbewahrt und danach
zeitnah geldscht werden.
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Bezirk Oberpfalz

Haushaltssatzung
des Bezirks Oberpfalz fiir das Haushaltsjahr 2024
Bekanntmachung des Prasidenten des Bezirkstages der Oberpfalz
vom 26. Marz 2024 Nr. BHV — 2 — 9012

Der Bezirkstag der Oberpfalz hat in seiner 6ffentlichen Sitzung am 14. Dezember 2023 die Haushaltssatzung des Bezirks Ober-
pfalz mit ihren Anlagen fir das Haushaltsjahr 2024 beschlossen. Die Aufnahme von Krediten zur Finanzierung von Investitionen
und InvestitionsforderungsmaRnahmen im Vermdgenshaushalt des Bezirks ist in Hohe von 3.000.000 Euro vorgesehen. Die
Haushaltssatzung wurde vom Bayerischen Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration mit Schreiben vom 19. Méarz
2024 (Az.: B4-1517-16-12) rechtsaufsichtlich genehmigt. In der Anlage wird die Haushaltssatzung gemag Art. 57 Abs. 3 BezO
amtlich bekannt gemacht.

Die Haushaltssatzung fiir das Haushaltsjahr 2024 samt Anlagen liegt vom Tage nach der Veréffentlichung der Bekanntmachung
bis zur néchsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung des Bezirks Oberpfalz wahrend der allgemeinen Offnungs-
zeiten 6Offentlich zur Einsichtnahme auf (Art. 57 Abs. 3 Satz 3 BezO):

Im Verwaltungsgebaude des Bezirks Oberpfalz, Regensburg, Ludwig-Thoma-Str. 14, Zimmer-Nrn. B 111 und B 112.

In der gleichen Sitzung nahm der Bezirkstag Kenntnis vom Beteiligungsbericht fiir die Kulturell-Gemeinnitzige Oberpfalz GmbH,
fur die Blindenanstalt Nirnberg e.V. und fir die Jugendbildungsstatte des Bezirks Oberpfalz, der KAB und CAJ Waldmiinchen
gGmbH fir das Jahr 2022 (Art. 80 Abs. 3 Satz 4 BezO). Die Beteiligungsberichte 2022 liegen ebenso wie oben aufgefluhrt 6ffent-
lich zur Einsichtnahme auf (Art. 80 Abs. 3 Satz 5 BezO).

Regensburg, den 26. Marz 2024
Bezirk Oberpfalz

Franz Loffler
Bezirkstagsprasident

Haushaltssatzung
des Bezirks Oberpfalz fiir das Haushaltsjahr 2024

Aufgrund der Art. 55 ff. der Bezirksordnung fiir den Freistaat Bayern (Bezirksordnung - BezO) erlasst der Bezirk Oberpfalz fol-
gende Haushaltssatzung:

§1

Der als Anlage beigefiigte Haushaltsplan des Bezirks Oberpfalz fir das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit festgesetzt; er schlie3t
ab

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 556.163.500 €
im Vermogenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 13.406.100 €
§2

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen fiir Investitionen und InvestitionsférderungsmalRnahmen im Vermdgenshaushalt des Be-
zirks Oberpfalz wird auf 3.000.000 € festgesetzt.

§3
Verpflichtungsermachtigungen im Vermdgenshaushalt des Bezirks Oberpfalz werden auf 5.900.000 € festgesetzt.
§4

(1) Die Hohe des durch die sonstigen Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 21 Abs. 1 BayFAG als Bezirksumlage
auf die kreisfreien Stadte und Landkreise umzulegen ist, wird im Haushaltsjahr 2024 auf

355.833.300 € ( = Umlagesoll)
festgesetzt.

(2) Nach Art. 21 Abs. 3 Satz 1 BayFAG wird der Umlagesatz fir die Bezirksumlage 2024 einheitlich auf 19,30 Prozent der
Umlagegrundlagen 2024 festgesetzt.

§5

Der Hochstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird fir den Bezirk Ober-
pfalz auf 90.000.000 € festgesetzt.
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§6
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft.
Regensburg, den 26. Marz 2024
Bezirk Oberpfalz

Franz Loffler
Bezirkstagsprasident

Herausgeber und Verleger: Regierung der Oberpfalz, 93039 Regensburg

E-Mail: regierungsamtsblatt@reg-opf.bayern.de; Telefon: 0941 5680-1111 oder -1396

Das Regierungsamtsblatt erscheint in der Regel einmal monatlich (15. eines jeden Monats) und nach Bedarf. Fur die inhaltliche
Richtigkeit, Vollstandigkeit und Aktualitéat der externen Beitrage Ubernimmt die Regierung der Oberpfalz keine Verantwortung. Das
Regierungsamtsblatt wird auf den Internetseiten der Regierung der Oberpfalz unter

Lhitp://www.regierung.oberpfalz.bayern.de” veréffentlicht.



mailto:regierungsamtsblatt@reg-opf.bayern.de
http://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/

	Amtsblatt der Regierung der Oberpfalz
	Inhalt
	Kommunale Angelegenheiten und Soziales
	Bekanntmachung  der Zweckvereinbarung  zwischen dem Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz  und der Gemeinde Ebermannsdorf  über die kommunale Verkehrsüberwachung im Gebiet der Gemeinde Ebermannsdorf  vom 13. März 2024  Az. ROP-SG12-1443....
	Bekanntmachung  der Zweckvereinbarung  zwischen dem Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz  und dem Markt Beratzhausen  über die kommunale Verkehrsüberwachung im Gebiet des Marktes Beratzhausen  vom 21. März 2024  Az. ROP-SG12-1443.1-8-59-5
	Bekanntmachung  der Zweckvereinbarung  zwischen dem Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz  und der Stadt Sulzbach-Rosenberg  über die kommunale Verkehrsüberwachung im Gebiet der Stadt Sulzbach-Rosenberg  vom 2. April 2024  Az. ROP-SG12-1...
	Bekanntmachung  der Zweckvereinbarung  zwischen dem Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberpfalz  und der Gemeinde Hausen  über die kommunale Verkehrsüberwachung im Gebiet der Gemeinde Hausen  vom 9. April 2024  Az. ROP-SG12-1443.1-8-57-5

	Bekanntmachungen der Regionalen Planungsverbände
	Bekanntmachung  des Regionalen Planungsverbandes Oberfranken-Ost  über die Planungsausschuss-Sitzung am 6. Mai 2024 um 10:00 Uhr  im Kurhaussaal in Bischofsgrün (Jägerstraße 9, 95493 Bischofsgrün)

	Bekanntmachungen der Zweckverbände
	Haushaltssatzung  des Zweckverbandes für Tierkörperbeseitigung in Scheuermühle  für das Haushaltsjahr 2024
	Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071)  des Zweckverbandes Nahverkehr Amberg-Sulzbach  über die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich  Ermäßigungsticket als Höchsttarif im Kalenderjahr 2024

	Bezirk Oberpfalz
	Haushaltssatzung  des Bezirks Oberpfalz für das Haushaltsjahr 2024  Bekanntmachung des Präsidenten des Bezirkstages der Oberpfalz  vom 26. März 2024 Nr. BHV – 2 – 9012





